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Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
48. Sitzung des Reichstages. (20. Januar.) 

17 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths Delbrück, Bräfivent Maybach 
u. A. 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Bericht der Petitions Commiſſion 
über drei auf das Eiſenbahntarif⸗Syſtem bezügliche Petitionen, zunächſt 
des Clubs der Landwirthe zu Frankfurt a. M., welcher bittet, der 
Reichstag wolle beſchließen, den Reichskanzler aufzufordern, eine Commiſſion 
von je 5 Mitgliedern der Landwirthſchaft, der Induſtrie und des Handels 
mit Hinzuziehung von 5 Eiſenbahnbeamten als nicht ſtimmberechtigten Bei⸗ 
räthen einzuberufen, welche die Aufgabe erhält, das von dem Reichs⸗Eiſen⸗ 
bahnamte, reſp. vom Bundesrathe projectirte Eiſenbahntarif⸗Syſtem einer ge⸗ 
nauen Prüfung zu unterwerfen, reſp. geeignete Vorſchläge zur Verbeſſerung 
deſſelben zu machen. 

Ferner beantragen der Papierfabrikant Marggraf und Genoſſen 
von Wolfswinkel bei Neuſtadt⸗Eberswalde, der Reichstag wolle ſich mit aller 
Entſchiedenheit der Eiſenbahnfracht⸗Tariferhöhung wiverſetzen, dagegen eine 
Herabſetzung des Tarifs, vor allem für naſſes Holz und Strobſtoff, wie 
1 5 für die Papierfabrikation gebraucht wird, dringlichſt beim Bundesrathe 

eantragen. 

Endlich bittet der Vorſtand des Vereins für die bergbaulichen 
Oberbergamtsbezirk Dortmund in Betreff der Er⸗ 
höhung der Frachtſätze für Kohlen und die gleichtarifirten Artikel auf den 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Eiſenbahnen: der Reichstag wolle feinen Einfluß dahin 
geltend machen, daß nunmehr, nachdem auf ſämmtlichen Staatsbahnen und 
den meiſten Privatbahnen die Güterfrachlſätze auf Grund des Bundesraths⸗ 
Beſchluſſes erhöht find, — Seitens der Auſſichtsbehörden unter Zuziehung 
von Intereſſenten eine ſorgfältige . darüber veranſtaltet werde, ob 
Seitens der Bahnverwaltungen bei ihren Erhöhungen ein verſtandiges Maß 
eingehalten worden iſt, — und ob namentlich bei der Tariſirung derjenigen 
Artikel, für welche in der Reichsverfaſſung der Einpfennig⸗Tarif pro Centner 
und Meile vorgeſehen iſt, die wirthſchaftlichen Intereſſen des Landes die ge⸗ 
bührende Berückſichtigung gefunden haben. 

Die Petitions⸗Commiſſion beantragt, dieſe Petitionen dem Reichs⸗ 
kanzler mit der Aufforderung zu überweiſen: die Frage der Eiſenbahn⸗ 
Tarlf⸗Reform einer eingehenden Prüfung und Begutachtung durch 
Delegirte der Landwirthſchaft, des Handels, der Induſtrie und der Eiſen⸗ 
bahn⸗Ve waltungen unterziehen zu laſſen. 5 0 

Zugleich beantragt die Commiſſion, ihren Antrag noch auf zwei weitere 
Petitionen derſelhen Tendenz, ausgegangen von dem Commerzienrath Meyer 
zu Celle im Auftrage des Verwaltungsrathes des Georg-Marien⸗Berg⸗ 
4715 und Hütten⸗Vereins und von der Handelskammer zu Eupen, aus⸗ 
zudehnen. 

Aus der großen Anzahl der vorliegenden Anträge und aus dem lebhaften 
Eifer, mit dem man ſich von verſchiedenen Seiten des Hauſes ſeit Wochen 
bemübt hat, den Gegenſtand auf die Tagesordnung zu bringen und ihm 
eine günſtige Stelle auf derſelben zu verſchaffen, iſt zu entnehmen, daß er 
im Mittelpunkt aller Intereſſen ſteht, und daß feine gründliche Behandlung 
von den Vertretern aller Verkehrszweige mit gleichmäßiger Dringlichleit ge⸗ 
wünſcht wird. Wir theilen zunächſt die Anträge aus der Mitte des Hauſes 
mit, die ſich an den Antrag ſeiner Commiſſion knüpfen. 3 } 

Es beantragen 1) v. Minnigerode den Antrag der Commiſſion dahin 
zu ändern, daß die Prüfung nicht durch Delegirte, ſondern auf Grund des 
Gutachtens; 

2) v. Benda: die Petitionen dem Reichskanzler mit der Aufforderung 


zu überweiſen, die Eiſenbahntariffrage einer erneuten und eingehenden En: laſſ 


quste durch eine zu dieſem Ameie zu berufende Commiſſion zu unterwerfen 
und von dem Ergebniſſe derſelben dem Reichstage bei ſeinem nächſten Zu⸗ 
ſammentritt Mittheilung zu machen. 

3) Berger, v. Kandel und Löwe: die Petitionen dem Reichskanzler 
mit der Aufforderung zu überweiſen: die Frage der Eiſenbahn⸗Tarifreform 
einer eingehenden Prüfung und Begutachtung durch eine aus Mitglie⸗ 
dern des Bundesraths und des Reichstags gleichmäßig gebil⸗ 
dete Commiſſion, welche zur Vernehmung don Sachverſtändigen und 
Intereſſenten der Landwirthſchaft, des Handels, der 50 und der Eiſen⸗ 
dahn⸗Verwaltung befugt fein muß, unterziehen zu laſſen. 

And v. Saucken⸗Tarputſchen fügt dieſem Antrage den Schlußſatz 
v. Benda's hinzu: „und das Reſultat dem Reichstage bei feinem nächſten 
e vorzulegen“, während Oppenheim die geſperrten Worte 

reichen will. 

4) Schröder (Friedberg): den Reichskanzler aufzufordern, bei dem Bun⸗ 
desrathe dahin zu wirken: daß bis zur definitiven Neuregelung des Tarif⸗ 
ſyſtems und der Tarife auf den deutſchen Eiſenbahnen jede noch nicht einge⸗ 
tretene Aenderung der Güter⸗ wie 8 in der Richtung wirk⸗ 
licher Erhöhung nur mit beſonderer Zuſtimmung der Reichsregierung und, 
ſoweit erforderlich, ausſchließlich für den internationalen Verkehr erfolge, ohne 
daß der interne Verkehr dadurch belaſtet wird. 

5) v. Saucken⸗Tarputſchen: Die Petition aus Dortmund dem Reichs⸗ 
kanzler mit der Aufforderung zu überweiſen, die geeigneten Schritte zu thun: 
daß die durch Beſchluß des Bundesratbes dom II. Juni a. pr. von dem 
interimiſtiſch zugelaſſenen Frachtzuſchlage freigelaſſenen Gegenſtände von dem: 
ſelben frei bleiben; für die übrigen im Art. 45 der Reichsverfaſſung erwähn⸗ 
ten, ſowie für alle Gegenſtände, die bei ſachgemäßer Auslegung des 
Art. 45, 2, als den erwähnten Gegenſtänden „ähnlich“ anerkannt werden 
Hehe, der interimiſtiſch zugelaſſene Frachtzuſchlag wieder in Wegfall 
omme. 

(der Art. 45 der Reichsverfaſſung, auf den fich der vorſtehende Antrag, 
die Erklärung des Präſidenten des Reichseiſenbahnamtes Meybach (s. u.) und 
die ih daran knüpfende Discuffion vielfach bezieht, lautet: „Dem Reiche 
ſteht die Controle über das Tarifweſen zu. Daſſelbe wird namentlich dahin 
wirken: 1) daß baldigſt auf allen deutſchen Eiſenbahnen übereinſtimmende 
Betriebsreglements eingeführt werden; 2) daß die möglichſte Gleichmäßigkeit 
und Herabſetzung der Tarife erzielt, insbeſondere, daß bei größeren Entfer⸗ 
nungen für den Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, 
Roheiſen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenſtänden ein dem Bedürfniß 
der Landwirthſchaft und Induſtrie entſprechender ermäßigter Tarif und zwar 
zunächſt thunlichſt der Ein⸗Pfennig⸗Tarif eingeführt werde.“) 

7) Kisker: die Petitionen dem Reichskanzler mit der Aufforderung zu 
überweiſen: die Frage einer Eiſenbahntarif⸗Reform einer nochmaligen ein⸗ 
gehenden Prüfung unterziehen zu laſſen, und dabei auch folgende Punkte 
ins Auge zu faſſen: a. inwieweit durch den Rückgang der Preiſe der Betriebs: 
Materialien und der Löhne reſp. der geſammten Betriebskoſten diejenigen 
Grundlagen verändert ſind, welche in der erſten Denkſchrift des Reichs⸗Eiſen⸗ 
bahnamtes zur Motivirung des Aufſchlags von 20 pCt. gedient haben; b. ob 
die Verminderung der Rentabilität der Eiſenbahnen nicht wohl eben ſo ſehr 
in der theils nicht rationellen Organiſation derſelben und in den Fehlern 
der Verwaltung zu ſuchen ſei, als in zu geringer Höhe der Tarife. Hierbei 
Delegirte des Handels, der Induſtrie, der Landwirthſchaft und der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltungen zuzuziehen, und bis zur Erledigung dieſer Angelegenheit den 
Eiſenbahnen nur ein kurzes Propiſorium zu gewähren, für welches die er⸗ 
gangenen Beſtimmungen in Kraft bleiben. N 

Der Referent Frhr. Nordeck zu Rabenau: N der Commiſſion wur⸗ 
den mit Rückſicht auf Art. 45 der Verfaſſung Zweifel darüber ausgeſprochen, 
ob die von dem Bundesrathe einfeitig zugelaſſene Tariferhöhung auf dem 
eingeſchlagenen Wege ohne Verletzung der Verfaſſung überhaupt gewährt 
werden durfte, es wurde aber anerkannt, Ku das deutſche Eiſenbahntarif⸗ 
weſen ſchon deshalb der Reform dringend bedürftig ſei, weil Ende 1873 auf 
den deutſchen Eiſenbahnen außer den 57 Localtarifen mit 5 bis 10 Klaſſen, 
571 Verbandtarifen mit einer nicht minder großen Anzahl bon Klaſſen be⸗ 
ſtanden haben und fi Niemand leicht aus dieſem Tarif Chaos herauszu⸗ 
nden vermöge. Die ganze Angelegenheit ſei zweckmäßig nur durch ein 

eichsgeſetz zu ordnen. Ferner erſcheint das Verhältniß der Frachtſätze bei 
Befrachtungen über und unter 100 Centner ein unverhältnißmäßig ungünſti⸗ 
ges für diejenigen Klaſſen der Bevölkerung, welche ſich nicht in der Lage 
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befinden, ganze Wagen zu befrachten — alſo vorzugsweiſe 117 den Mittel⸗ 
ſtand und die ärmeren Klaſſen. Als Beleg wurde mitgetheilt, daß z. B 
künſtlicher Dünger, welcher in Art 45 der Verfaſſung unter denjenigen Arti⸗ 
keln genannt iſt, für welche bei Transporten auf größere Entfernungen thun⸗ 
lichſt der 1 Pfennigtarif eingeführt werden ſoll, in Ladungen unter 100 
Centner auf deutſchen Bahnen 4% Pfennig Fracht per Centner und Meile 
koſte. In eine Unterſuchungscommiſſion mußten daher auch Vertreter der 
Intereſſen der genannten volkswirthſchaftlichen Kreiſe berufen werden. 

Bei der preußiſchen Oſtbahn hat der volle Zufchlag von 20 Procent zu 
den früheren Tarifſätzen ſtattgefunden, obgleich der preußiſche Handelsmmiſter 
im Abgeordnetenhauſe erklärt hatte, daß er von der zugelaſſenen Erhöhung 
nicht vollen Gebrauch machen werde und obgleich weiter auf dieſer Bahn 
keine Minder⸗ ſondern eine Mehreinnahme erzielt worden iſt. 

Seitens der Vertreter der Reichsregierung wurde in der Commiſſion, wie 
es auch heute durch den Präſidenten Maybach geſchieht (ſ. u.) die Nothlage 
der Staats⸗ und Privatbahnen als das zwingende Motiv bezeichnet eine 
allgemeine Tariferhöhung zuzulaſſen und zugleich hat man geglaubt, mit ihr 
eine Tarifreform in Verbindung bringen zu ſollen, welche der Verworrenheit 
der Gütertarife der deutſchen Bahnen, zu deren Beſeitigung dem Reiche durch 
Art. 45 der Verfaſſung ein Mandat gegeben iſt, ein Ende zu machen. Der 
Bundesrath hat ſich im Princip für das ſogenannte Wagen raum⸗Kollo⸗ 
tarifſyſtem, wie es auf den Eiſenbahnen in Elſaß⸗Lothringen, Baden, in 
der Pfalz, ſowie in vielen Eiſenbahnverbänden für den direcken Verkehr mit 
jenen Bahnen beſteht, entſchieden. Er hat ſich jedoch nicht verhehlt, daß eine 
plötzliche und unvermittelte Durchführung dieſes Syſtems vielerlei Unzuträg⸗ 
lichkeiten für den jetzigen, an der Hand des bisherigen Syſtems großgezoge⸗ 
nen Zuſtand zur Folge haben würde, und daß es, um ſolche zu vermeiden, 
nothwendig ſei, ein Uebergangsſtadium zu ſchaffen. Dem Bundesrath iſt 
dies dadurch erleichtert worden, daß inzwiſchen die überwiegende Mehrzahl 
der Bahnverwaltungen ſich über ein Syſtem verſtändigt habe, welches ſich 
zwar an das beſtehende anſchließt, mit dem Elſaß⸗Lothringiſchen Syſtem aber 
die gleichmäßige Behandlung des Kolloguts, ſowie die Tarifirung der nicht 
Specialklaſſen zugewieſenen Güter nach dem Raume gemein hat. Der 
Bundesrath hat demgemäß in feiner Sitzung vom 11. Juni d. J. beſchloſſen: 

1) daß vom Standpunkte des Reiches aus gegen eine mäßige, im Durch⸗ 
ſchnitt den Betrag von 20 Procent nicht überſchreitende Erhöhung der Eiſen⸗ 
bahn⸗Frachttarife unter der Vorausſetzung Nichts zu erinnern ſei, daß, ſo⸗ 
bald als die erforderlichen Vorarbeiten es geſtatten werden, ſpäteſtens aber 
mit dem 1. Januar 1875, das ſogenannte gemiſchte Tarifſyſtem zur Einfüh⸗ 
rung gelange, daß indeſſen diejenigen Bahnverwaltungen, welche das ſoge⸗ 
nannte natürliche (Wagenraum⸗ und Kollo⸗) Syſtem bereits eingeführt hätten, 
. dürften und daß deſſen weiterer Einführung nichts ent⸗ 
gegenſtehe. = \ : 

2) daß interimiſtiſch eine Erhöhung der beſtehenden Gütertarife, unter 
Ausſchluß der zur Zeit geltenden Sätze für Getreide, Hülfenfrüchte, Kartoffeln, 
Salz, Mehl und Mühlenfabrikate, durch einen Zuſchlag von höchſtens 20 
Procent berbeigeführt werden dürfe. 1 

In dieſem Beſchluſſe iſt ſomit unterſchieden zwiſchen einem Definitivum 
und Interimiſtikum. Für die definitive Regulirung iſt eine durchſchnittlich 
20 Procent nicht überſchreitende Erhöhung, für das Interimiſtikum ein Zu⸗ 
ſchlag von höchſtens 20 1 85 eſtattet. 5 

Die Ausführung dieſes Beſchluſſes hat zunächſt den Landesaufſichtsbe⸗ 
hörden obgelegen, die über den 1 der im concreten Fall vorzunehmenden 
Erhöhung innerhalb der gezogenen Maximalgrenze zu beſtimmen und Aus⸗ 
ſchreitungen einzelner Eiſenbahnverwaltungen zu verhindern gehabt haben. 
Inſoweit derartige Ausſchreitungen dem Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amte bekannt ge: 
worden ſind, hat dieſes eine eingehende Prüfung und Verfolgung eintreten 


aſſen. f 

Schließlich wurden die Verhandlungen der Commiſſion dadurch abgekürzt, 
daß ausdrücklich erklärt wurde, das Reichseiſenbahnamt habe in Ausficht ge⸗ 
nommen, die Einberufung einer Enquete⸗Commiſſion beim Bundesrathe zu 
beantragen, ſo daß der oben erwähnte Antrag der Commiſſion ohne Einſpruch 
gefaßt werden konnte. : 1 

Abg. Struckmann berichtet noch beſonders über die Petitionen aus 
Celle und Eupen, weil ſie die in den übrigen Petitionen kaum berührte 
Frage aufwerfen, ob das Reichseiſenbahnamt in Gemäßheit des Art. 45 der 
Verfaſſung gehandelt habe, als es die bekannten Tarif⸗Erhöhungen der ein⸗ 
zelnen Landesregierungen reſp. der Eiſenbahnverwaltungen zuließ. n der 
Commiſſion erklärte der Herr Commiſſar, der Bundesrath finde die Compe⸗ 
tenz, dieſe Maßregel zuzulaſſen, in dem Wortlaut des Artikels 45 ſelbſt, der 
ſehr allgemein gehalten ſei und nur davon ſpreche, es ſei wünſchenswerth, 
„daß eine möglichſte Gleichmäßigkeit und Herabſetzung thunlichſt erzielt 
werde“; der aber eine beſtimmte Vorſchrift gar nicht enthalte. Die Reichs⸗ 
1 habe in dieſer Faſſung nur eine Directive erkennen können, in 
welcher Weiſe fie bei Ausübung ihres Controlrechtes zu verfahren habe und 
geglaubt, ſich vollſtändig innerhalb ihrer Befugniß zu halten, wenn ſie die 
allgemein für nothwendig erkannte Erhöhung nicht etwa befohlen, ſondern 


nur nicht opponirt habe, daß ſie von den Einzelregierungen reſp. Einbahn⸗ f 


verwaltungen eingeführt werde. Die Petitionscommiſſion iſt zu einer ſörm⸗ 
lichen Entſcheidung über dieſe Frage nicht gelangt. 

Präſident v. Maybach: Bekanntlich ſind die Ergebniſſe des Betriebes 
der Eiſenbahnen unter dem Druck der Werthverminderung des Geldes in 
letzter Zeit erheblich zurückgegangen, ſo daß ſchon im Jahre 1873 auf Grund 
der Reſultate des Jahres 1872 die Beforgniß, gehegt wurde, ob die Unter: 
nehmungen auch noch die Kraft und den Eredit in Zukunft beſitzen und be⸗ 
haupten würden, um den übernommenen Verpflichtungen ohne eine Erhöhung 
der Tarife zu genügen. Die Reichsregierung iſt mit Widerſtreben an die 
Frage herangegangen, ob eine Tariferhöhung zu concediren ſei. Sie hat ſich 
mit den Ergebniſſen des Jahres 1872 nicht begnügt, ſondern die Reſultate 
des Jahres 1873 abgewartet. Als aber auch das Ergebniß dieſes Jahres 
ein jo ungünſtiges war, daß fie ſich der ernſtlichen Beſorgniß nicht entſchla⸗ 
gen konnte, es würde der Credit der Eiſenbahn⸗Unternehmungen wider das 
oͤffeutliche Intereſſe ſehr ſchwer geſchädigt werden, als ferner die Anträge 
der Eiſenbahnverwaltungen und der einzelnen Landesregierungen immer 
dringender an ſie herantraten eine Tariferhöhung Aare hat ſie an der 
Hand einer damals angelegten Berechnung dem Bundesrathe die Beſchluß⸗ 
faſſung unterbreitet, ob und in welchem Umfange eine Tarif⸗Erhöhung noth⸗ 
wendig ſei. Ich darf vorausſetzen, daß aus der damals veröffentlichten 
Denkſchrift des Reichseiſenbahnamtes zur allgemeinen Kenntniß gekommen 
iſt, daß man annahm, es ſei eine Erhöhung der beſtehenden Gütertarife um 
etwa 20 pCt. nothwendig, um eine durchſchnittliche Rente von 5% pCt. für 
die deutſchen Eiſenbahnen herbeizuführen. Der Bundesrath hat ſich den Er⸗ 
wägungen, die in der Dentierift an die Hand gegeben waren, nicht entzie⸗ 
hen können und ſich am 11. Juni vorigen Jahres zu einem Beſchluſſe ver⸗ 
einigt, welcher zwei Dinge betraf: 1) daß interimiſtiſch eine Erhöhung der 
Gütertarife um 20 pCt. — einzelne beſondere Artikel ausgenommen — zu 
geſtatten ſei und 2) daß eine Erhöhung der Eiſenbahnfrachttarife von durch⸗ 
ſchnittlich 20 pCt. zuzulaſſen ſei, vorausgeſetzt, daß die Eiſenbahnverwaltun⸗ 
gen zu einer Aenderung des Tarifſyſtems die Hand böten, welche vom Publi⸗ 
kum lebhaft erſehnt wurde. g 5 5 

Es wurde damals die Wahl ei zwiſchen dem ſogenannten natürli⸗ 
chen, dem Wagenraumſyſtem, das auf den elſaß⸗lothringiſchen Bahnen ein⸗ 
eführt iſt, und dem gemiſchten Tarifſyſtem, für welches ſich die damals in 
Braunſchweig verſammelten Eiſenbahn⸗Verwaltungen entſchieden hatten, in 
dem letzteren Falle jedoch mit der Maßgabe, daß von einer Vorbedingung, 
von der die Elſenbahnverwaltung ausgegangen war, nämlich von der Zu⸗ 
laſſung von Ausnahmetarifen neben dem feſten Syſtem abgeſehen werden 
ſollte. Es wurde ferner vom Bundesrath eine Enquete über die zweckmäßige 
Gruppirung der einzelnen Artikel und über die Tariſvorſchriften, die zu 
Grunde zu legen ſeien, veranlaßt, und es ſollten zu dieſer Enquete Delegirte 
der Eiſenbahn⸗Verwaltungen, des Induſtrie⸗ und Handelsſtandes und der 
Landwirthſchaft hinzugezogen werden. Inzwiſchen hatten die Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen von der Befugniß der Erhöhung der Tarife um 20 pCt. zum 
Theil Gebrauch gemacht. Ich ſage zum Theil; denn einige Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen haben es abſolut abgelehnt, ſicheinem der vom Bundesrathe als ange: 
meſſen bezeichneten Tarifſyſteme zu accomodiren; andere haben nur in einem 


erlag von Eduard Trewendt. 
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einmal, an den übrigen Tagen zwetmal erſcheint. 1 
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beſchränkten Maße von der Tarif⸗Erhöhung Gebrauch gemacht; wieder adele 
allerdings vollſtändig, und einzelne ſogar auf eine mißverſtandene Auffaſſung 


der Beſchlüſſe des Bundesrathes hin auch über 20 pCt. hinaus. (Bewegung.) 
Die Enquete hat ſtattgefunden, ſie hat aber nach der Auffaſſung der Reichs⸗ 
Regierung nicht ſolche Reſultate gehabt, daß darauf eine definitive Beſchluß⸗ N 
faſſung erfolgen konnte. In nochmaliger Erwägung des Gegenſtandes hat 
das Reichs⸗Eiſenbahnamt beſchloſſen, dem Reichskanzler eine Denkschrift dr. 
eine Verlängerung des Pro⸗ X 


zulegen, in welcher beantragt worden iſt, daß 
biſoriums unter denjenigen Beſchränkungen ſtattfinden ſolle, welche nach der 


die Ueberſchreitungen des Bundesrathsbeſchluſſes vom 11. Juni vorigen Jahres 
ſtattfinden, und daß endlich eine Enquete veranſtaltet werden möge unter 
Zuziehung von Vertretern des Handels, der Induſtrie, der Landwirthſchaft 


und der Eiſenbahnverwaltungen, welche über die Frage des einzuführenden 
Tarifſyſtems Vorſchläge machen ſolle, um demnächſt dem Bundesrathe weitere 


Anträge zu unterbreiten. 
Es wurde ferner vom Reichseiſenbahnamte befürwortet, daß die für das 
definitive Tarifſyſtem einzuführenden Sätze unbeſchadet beſtehender Conceſſtons⸗ 


bedingungen unter den feſtzuſtellenden Bedingungen, welche allgemein und gemein⸗ 
ſam im deutſchen Reiche anzunehmen wären, als Maximalſätze gelten ſollten, 


und daß der etwaigen Neigung der Eiſenbahnverwaltungen, noch weiter 
Tarifänderungen eintreten zu laſſen, Vorſchub 1 werde. Der Reichs⸗ 
kanzler hat dieſe Vorſchläge befürwortend dem Bundesrathe übermittelt; die 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeſtung, weiche Sonntag und Montag 1 


Donnerstag, den 21. Jannar 1875. 
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Reichsverfaſſung als vorgezeichnet betrachtet worden, daß eine Remedur gegen 
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Berathung im Bundesrathe iſt noch nicht zum Abſchluß gediehen; allein das 


bisherige Ergebniß dürfte zu der Hoffnung berechtigen, daß die Beſchlüſſe der 


verbündeten Regierungen ſich im Weſentlichen in der Richtung bewegen wer⸗ 


den, welche in der Denkſchrift des Reichseiſenbahnamtes bezeichnet it. Die 


Reichsbehörden ſind ſich bewußt, daß ſie in dieſer überaus ſchwierigen und 
Elſenbahnunternehmungen zu ſehr mit dem öffentlichen Intereſſe zuſammen⸗ 


um auf der andern Seite vielleicht Vortheile, die doch nicht ſehr ins Gewicht 
fallen, zu gewähren. (Sehr richtig!) Auf der anderen Seite hat aber auch 
die Reichsregierung — und ſie iſt ſich deſſen voll bewußt — die Pflicht, — ſie 


e oe des Handels, der Landwirthſchaft, der Induſtrie zu ſchützen. Sie 
iſt ſich deſſen bewußt, daß ſie ohne die zwingendſten Gründe nicht abweichen 

darf von den Directiven, die ihr die Verfaſſung gegeben bat und ſie wird 

deshalb in jedem einzelnen Falle, der zu ibrer Cognition kommt und der 

u ihrer Prüfung vorgelegt wird, von dieſen Grundſätzen auch in Zukunft 
ſich leiten laſſen. f 


Pelitionscommiſſion Ihnen wiederum vorgeſchlagen, auch in mehreren An⸗ 
trägen gebilligt worden iſt, wird allerdings eine der ſchwierigſten Aufgaben 
zu löſen haben. 
Eiſenbahndienſtes, damit man nicht in verſchiedenen Anforderungen zu weit 
gehe; es handelt ſich aber auch ebenſo um die Kenntniß der Intereſſen der 


forderungen dieſer großen Zweige die ihnen gebührende Rückſicht zu Theil 
werde. Indem ich mir vorbehalte, auf die einzelnen Anträge, welche ein⸗ 


welche die Reichsregierung als die richtige anerkannt hat, unterſtützen möge. 
bin ich der Ueberzeugung, daß entſprechend der Denkſchrift auch jetzt noch 


Beſtimmung des Art. 45 feſtzuhalten, ſobald nicht zwingende Gründe ſie ver⸗ 
anlaſſen dieſen Boden zu verlaſſen. Da demnach die verbundeten Regie⸗ 
rungen den Boden, auf welchem mein Antrag ſteht, ebenfalls einnehmen, 


ten ein ganz unweſentlicher iſt, ſo daß die Discuſſion über meinen Antrag 


batte klar geſtellt werden wird. 


ſchaft eine Commiſſton zuſammentrat, um eine von der Regierung gemachte 
Eiſenbahnvorlage zu berathen, ereignete es ſich in der erſten Sitzung, daß 
ſieben hintereinander folgende Redner ihren Vortrag mit der Erklärung be⸗ 
annen, daß fie an der Vorlage ſelbſt kein perſönliches Jutereſſe hätten. 


und demſelben ein richtiges Gefühl zu Grunde. 


ein perſönliches Intereſſe an der Sache haben, ſich des Votums enthalten 
ollten. Ich folge jenem Beiſpiel, indem ich gleich u Anfang erkläre, daß 
ich, und ich ſetze gleich hinzu: leider Gottes! einiges Vermögen in Eiſenbahn⸗ 
Aktien beſitze, inſofern alſo ein perſönliches Intereſſe daran habe, daß die 
Eiſenbahntarife erhöht werden. Auf der anderen Seite aber habe ich ein 
mindeſtens doppelt fo großes Capital in der Induſtrie und im Bergbau, 
und in dieſer nc der Kar wäre ich intereſſirt bei einer möglichſt rückſichts⸗ 
loſen Ermäßigung der Tarife. Dazu kommt, daß der Wahlbezirk, den ich 
vertrete, einer der induſtriereichſten im ganzen Lande iſt und daß viele mei⸗ 
ner Wähler dringend den Wegfall der im vorigen 5 beſchloſſenen Tarif⸗ 
erhöhung wünſchen. Füge ich nun noch hinzu, daß ich mich denjenigen, die 
eine ſofortige und rückſichtsloſe Wiederaufhebung der Tarif⸗Erhöhung wün⸗ 
ſchen, nicht anſchließen kann, ſo werden Sie mir zugeſtehen müſſen, daß ich 
objectiv und unparteiiſch in dieſer Sache vor Sie trete. In dem Petitions⸗ 
bericht wird geſagt, daß die beſchloſſene Tariferhöhung eine Aenderung der 
Vorausſetzung habe. Der betreffendr Redner wollte offenbar ausſprechen = 
der Bundesrath habe ſich einer Verletzung des Artikels 45 der Verfaſſung 
ſchuldig gemacht, als er die Erhöhung zuließ. Sehe ich mir den Artikel 45 
an, ſo muß ich ſagen, daß ich ſelten eine Beſtimmung gefunden habe, die 
eine ſo große Menge don elaſtiſchen relativen Begriffen in ſo wenig Worten 
in ſich ſchließt. Es heißt da, die möglich te Gleichſtellung und Herabſetzung 
thunlichſt zu erreichen. Kennen Sie, meine Herren, ein Wort, das rela⸗ 


dern dieſes Hauſes werden vielleicht 399 Anſichten in Bezug auf das ſich 
entwickeln, was in einem beſtimmten Falle möglich ſei. 5 

Es heißt ferner, die Herabſetzung der Tarife ſoll eintreten bei „größeren“ 

Entfernungen. Was ſind „größere Entfernungen“? Fangen ſie an bei 10, 

20, 40 oder 50 Meilen? Es heißt ferner, daß „ähnliche Gegenſtän de“ 

auch zum Einpfennigtarif transportirt werden ſollen. Was find denn nun 
zähnliche Gegenſtände“ von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, 

Roheiſen und Düngungsmitteln? Je nachdem Jemand dieſen Artikel er⸗ 

weitern will, kann er hunderte und aberhunderte Objecte darunter ſubſumiren. 

Dann heißt es, „es ſolle der Tarif dem Bedürfniſſe der Landwirthſchaft 
und der Induſtrie entſprechend ermäßigt werden“. Was iſt das wahre Be⸗ 

dürfniß einer Sache? Was verlangen die Bedürfniſſe der Landwirthſchaft 

und der Industrie? Daß die Eiſenbahnen keine Rente mehr abwerfen jollen, 
daß die Tarife ſoweit ermäßigt werden ſollen, daß das Capital vom Eiſen⸗ 

bahnmarkte vollſtändig zurückgeſcheucht wird? Das Bedürfniß der Land⸗ 

wirthſchaft und der Induſtrie verlangt zunächſt, daß die Eiſenbahnen ſolche 

Tarife haben, daß eine verſtändige, mäßige Rente für das darin angelegte 

Capital übrig bleibt, fo daß das Capital Vertrauen zu den Eiſenhahnen 

behält und bereitwillig neue Gelder zu neuen Eiſenbahnen hergiebt. (Sehr 

richtig) Wenn wir das nicht anerkennen, dann haben wir dem Eiſenbahn⸗ 

bau ein für alle Mal ein Ende gemacht. Nun endet der Art. 45 mit der 


ſolle. Was bedeutet aber wiederum „thunlichſt“? Was ich für thunlich 
halte, halten vielleicht die anderen 398 Mitglieder hier für durchaus un⸗ 
thunlich. Und Angeſichts eines ſolchen N 
lautes will man poſilives Recht daraus machen, welches eine andere Inter⸗ 
pretion nicht zuläßt? Man will daraus die Reichsregierung einer Ver⸗ 


Erklärung, daß zunächſt „thunlichſt“ der Einpfennigtarif eingeführt werden 


die tiefiten Intereſſen berührenden Frage nach zwei Seiten objectiv und un⸗ 
parteiiſch verfahren müſſen, ſie haben zu berückſichtigen, daß der Credit der 


hängt, als daß ſie den Eiſenbahnunternehmern Leiſtungen anſinnen dürfte, 5 


welche lediglich darauf binausliefen, ihre Leiſtungsfähigkdit einzuſchränken, 


iſt ja durch die Verfaſſung auferlegt —. die Intereſſen der verſchiedenen Ver⸗ 


ai 
Es handelt ſich da um die Kenntniß des Details des 


Landwirthſchaft, der Induſtrie und des Handels, damit den berechtigten An⸗ 


und die Abweichung meiner Anſicht von den eben entwickelten Gefichtspune 


tiverer Bedeutung wäre als das Wort „möglichſt“? Unter den 399 Mitglie⸗ 
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Die Enquete, welche in Vorſchlag gebracht und welche auch von 3 rer 1 
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gebracht worden find, bei der Discuſſion zurückzukommen, kann ich nur die 
Bitte an das hohe Haus richten, daß es mit ſeinem Beſchluſſe die Richtung, 


Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen: Nach den eben gehörten Ausführungen 


je 


die verbündeten Regierungen es als ihre Pflicht anſehen an der Verſaſſungs⸗ 1 


* 


lediglich eine theoretiſche wäre, ſo ziehe ich meinen Antrag zurück, beſonders, 

weil ich meine, daß der Sinn de (Beifall) der Verfaſſung im Laufe der De⸗ 
eifall. 1 

Abg. Berger: Meine Herren! Als kurz Rach der berühmten Rede des 

Herrn Lasker im preußiſchen Abgeordnetenbauſe über die Mißbräuche, die 

ſich in das Eiſenbahnconceſſionsweſen eingeſchlichen hatten, in jener Körper⸗ 
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So eigenthümlich dieſer Vorgang war, fo lag doch ein tiefer Sinn darin 
demf u ( Jene Redner ſagten ih, 
daß in einer materiellen Frage ſo wichtigen Inhalts, ſolche Mitglieder, die 
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rtikels und eines ſolchen Wort 
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was verſchiedene Perſonen hineingelegt haben. 


x welche i den Artikeln 45 und 46 zum Ausdru 


faſſungsverletzung zeihen. Wenn dieſe N die im Commiſſions⸗ 
bericht gegeben wird, richtig wäre, daß eine Erhöhung der Tarife abſolut 
ausgeſchloſſen ſei, dann meine ich, daß, ſo wenig ich bis dahin den Reichs⸗ 
kanzler in Verdacht gehabt habe, ſich bei ſeinen Vorlagen, und namentlich 
bei dem Entwurf der Reichsverfaſſung, der Kirchenheiligen zu bedienen, in 
der That der heilige Krispinus der Verfaſſer des Art. 45 wäre. Wenn das 
ſo gedeutet werden ſoll, wie es die betreffenden Mitglieder der Commiſſion 
edeutet haben, dann ſage ich, aus anderer Leute Leder ſollen Riemen ge⸗ 
ſchultten werden. g ; 

Was würden z. B. die Herren von der e da ſagen, wenn es 
in einem Artikel 46b. hieße: Das Reich wird dahin ſtreben, daß die noth⸗ 
wendigſten Lebensmittel zu dem nächſtbilligen Preiſe verkauft werden, etwa 
ein Scheffel Roggen zunächſt wie bei dem Eiſenbahntarife, zu 1 Thlr., die 
Kartoffeln zu 10 Sgr. und die anderen Lebensmittel in demſelben Sinne. 
(Heiterkeit) Wenn einmal — was Gott verhüten möge — die ſocial⸗demo⸗ 
kratiſche Partei in dieſem Hauſe die Majorität bekäme, dann glaube ich, wird 
ie durch das Thor der Art. 45 und 46 ſiegreichen Einzug halten und wird 

hnen in aller Form Rechtens alle Grundlagen der heutigen geſellſchaftlichen 

rdnung über den Haufen werfen, indem ſie diejenigen Prinzipien anwendet, 
kommen. Die Väter unſe⸗ 
rer Verfaſſung haben aber mit dieſen Artikeln gar nicht das ſagen wollen, 
e Aus den ſtenographiſchen 
Berichten geht hervor, daß man es ausdrücklich ausgeſprochen hat, daß Bah⸗ 
nen, welche nicht in der Lage ſind, zum Einpfennigtarif zu transportiren, 
auch nicht dazu ſollen angehalten werden können; daß es vor Allem darauf 
ankomme, dem Capital das nöthige Vertrauen zu Eiſenbahnanlagen zu er⸗ 
halten, daß man durchaus keinen Zwang gegen ſie anwenden ſolle, ſondern 
daß die Controle der Reichsbehörde nur dazu dienen ſolle, die Tarife ſoweit 
zu ermäßigen, als ſich das mit den eigenen Intereſſen der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung und einer verſtändigen Rente vereinbaren ließe. Nun iſt der Abg. Dr. 


Michaelis, der damals dieſe Geſichtspunkte beſonders vertrat, von der Anſicht 


ausgegangen, „daß die Betriebskoſten der Eiſenbahnen mehr und mehr ſinken 
und wir nach zwei Jahren vielleicht ſchon billiger als zum 1 Pfennig ⸗Tarif 
fahren werden.“ Wie hat ſich der verehrte Abgeordnete in dieſer Annahme 
getäuſcht! Wenn jemals das Wort „Verhältniſſe ändern die Sache“ zutrifft, 
dann iſt es hier der Fall. Zwei Jahre nach dem vom Abg. Michaelis in's 
Auge gefaßten Termin fand nicht eine Ermäßigung der im Jahre 1867 gel- 
tenden Preiſe ſtatt, ſondern im Gegentheil eine Erhöhung. Die Kohlen ſtie⸗ 
gen auf das Dreifache ihres Werthes, Eiſen auf das Doppelte, Gehälter und 
Löhne um ein Drittel. g * 
Von allen Seiten erhöhten ſich die Anforderungen an die Eiſenbahnen, 
ſowohl von Seiten des Staates als von Seiten des Publikums. Wenn das 
Publikum aber ſo weit gehend in ſeinen Anſprüchen an die Eiſenbahnen iſt, 
dann, meine ich, muß es ſich auch die Conſequenzen een laſſen. Wenn 
wir uns über die jetzigen erhöhten Anſprüche der Eiſenbahnen beſchweren, 
dann müflen wir uns alſo in unſeren eigenen Buſen greifen und uns jagen, 
daß wir alle dazu beigetragen haben. — Was war nun die Folge? Während 
wir vom Jahre 1870 bis 1873 im ganzen deutſchen Reiche einer Blüthe des 
Handels, der Induſtrie und der Landwirthſchaft uns erfreut haben, von der 
wir keine Ahnung hatten, iſt der wichtigſte aller Induſtriezweige, die Eiſen⸗ 
bahnen, in ſeinen Erträgniſſen zurückgegangen. Die Betriebsausgaben haben 
betragen (nach Procenten der Bruttoeinnahmen): bei den preußiſchen Staats⸗ 
bahnen im Jahre 1867 55 pCt., 1873 dagegen 77 pCt. Während. aljo im 
Jahre 1867, wo der Einpfennigtarif obligatoriſch gemacht wurde, der Ueber⸗ 
schuß 45 pet. betrug, war er im Jahre 1873, alſo gerade in der Zeit der 
allergrößeſten Blüthe der übrigen Induſtriezweige, nur 23 pCt. Bei den 
badiſchen Staatsbahnen ſtiegen die Ausgaben von 49 auf 59 pCt., bei den 
bairiihen Bahnen von 53 auf 58, bei den ſächſiſchen Bahnen von 40 auf 54, 
bei den würtembergiſchen Bahnen von 52 auf nur 53. Bei den Privat⸗ 
bahnen ergiebt ſich folgende Scala: Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn⸗Com⸗ 
pagnie hatte im Jahre 1867 nur 45 pCt., im Jahre 1873 dagegen 62 pCt. 

7 bei der Oberſchleſiſchen Bahn entitand eine Steigerung von 42 
auf 53 pCt., bei der Bairiſchen Ditbahn von 37% pCt. auf 55 pCt., bei der 
Berlin Anhalter Bahn von 36 auf 46 pCt., bei der Berlin⸗ Hamburger Bahn 
von 47 auf 51 pCt., bei der Magdeburger Bahn von 40 auf 59 pCt., bei 
den Braunſchweigiſchen Bahnen von 51 auf 66 pCt., bei der Heſſiſchen Lud⸗ 
wigsbahn von 37 auf 52 pCt., bei der Köln⸗Mindener von 50 auf 61, bei 
der Magdeburg ⸗Leipziger Bahn von 41 auf 48, bei der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Bahn von 54 auf 55 pCt. ꝛc. ꝛc. Das iſt das Reſultat der conſe⸗ 
18 1278 Verſchlechterung der Eiſenbahnverhältniſſe in den 6 Jahren 1867 
is 1873. 5 

Ich glaube nun ferner, daß man der Regierung nicht vorwerfen kann, 

ſie ſei bei der Tariferhöhung zu raſch vorgegangen. Schon am 17. November 
1873 hat der preußiſche Finanzminiſter Camphzuſen bei der Einbringung 
des Budgets auf die konſequente Verminderung der Ueberſchüſſe aus den 
Staatsei 3 hingewieſen und die Frage der Tariferhöhung angedeutet. 
Zu derſelben Zeit hatte bereits der preußiſche Handelsminiſter als Vertreter 
der preußiſchen Staatsbahnen beim Reichskanzleramte die Befugniß zu einer 
mäßigen Erhöhung der Tarife nachgeſucht, der Herr Reichskanzler aber 
widerſetzte ſich und verlangte, daß zuvor die Reſultate des Eiſenbahnbetriebes 
aus dem Jahre 1873 ahgewartet werden ſollten. Die Betriebsreſultate 
für 1873 waren noch viel ſchlechter und veranlaßten endlich das Reichseiſen⸗ 
bahnamt, durch die bekannte Denkſchrift die Genehmigung zur Tariferhöhung 
nachzuſuchen. Der Bundesrath faßte dann, von der unabweislichen Noth⸗ 
wendigkeit der Tariferhöhung überzeugt, den bekannten Beſchluß vom 11. Juni 
1873. Die deutſchen Landes vertretungen haben ſich in ganz derſelben Weiſe 
ausgeſprochen. * der baieriſchen Kammer ſeghte der Abgeordete Grämer 
auseinander, daß die Pflicht gegen die Steuerzahler die Erhöhung der 
Tarife erfordert. Auch im preußiſcheu Abgeordnetenhauſe hat man bei Ge⸗ 
legenheit der Berathung der 50⸗Millionen⸗Anleihe für Eiſenbahnzwecke betont, 
daß eine Tariferhöhung durchaus nöthig ſei, wenn man nicht für mehrere 
Jahre die Eiſenbahnbauten ganz einſtellen wolle. Die Tariferhöhung hätte 
nur ſchon 1871 und 1872 vorgenommen werden ſollen. Bei der damaligen 
Blüthe der Induſtrie würde ſie nicht fühlbar geweſen Nen und man hätte 
ſich augenblicklich ſchon an dieſen Zuſtand gewöhnt. Nun war aber die 
Tariferhöhung in eine Periode des ſchweren Darniederliegens der Eiſen⸗ 
und deren gefallen und darum wird dieſe allerdings ſehr ſtark 
davon betroffen. EI N A ‘ 
Die Intereſſenten aus dieſen Kreiſen verlangen die rückſichtsloſe Wieder⸗ 
aufbebung der Frachterhöhung, mag aus den Eiſenbahnen werden, was da 
will. Ich glaube, die Leute, die ſo ſprechen, verſteben ihr eigenes Intereſſe 
nicht, ſie wollen der Kuh, die ihnen Milch und Butter giebt, kein Futter 
mehr geben. Die betreffenden Stimmen aus der Eiſeninduſtrie vergeſſen, 
daß von 32 Millionen Centner Eiſen, welche 1874 im deutſchen Reiche pro⸗ 
ducirt worden find, die Eiſenbahnen allein 12 Millionen abſorbirt haben. 
Ein neuer Aufſchwung der Eiſeninduſtrie iſt nur moglich, wenn die jetzt 
ſiſtirten Eiſenbahnbauten wieder in Geltung kommen. Die Bergiſch⸗Märkiſche 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, die bekanntlich am ſchwerſten unter der zu weit hin⸗ 
ausgeſchobenen Erhöhung der Eiſenbahntarife leidet, hat ſich entſchloſſen, 1875 
nicht ein Pfund Eiſenbahnſchienen, keine Locomotive und keinen Wagen zu 
beſtellen. Die Eiſeninduſtrie in Rheinland und Weſtfalen würde aber die 
A ae gern und leicht ertragen, wenn große Eiſenbahngeſellſchaften 
ſich entſchließen wollten, die von ihnen angeordneten Bauten fortzusetzen. 
Im vorigen Jahre hat man auf allen General⸗Verſammlungen der Actionäre 
gegen die Inangriffnahme von Neubauten geſprochen und in der That müſſen 
die Bauten aufhören, wenn wir den Eiſenbahnen keine entſprechenden Ueber⸗ 
ſchüſſe mehr gönnen. Allerdings muß ich auch zugeben, daß viele Eiſenbahnen 
bei der renz der Tariferhöhung rückſichtslos vorgegangen find und 
einzelne Sätze um 40, 50, 80, ja 100 Procent erhöht haben, indem ſie inter⸗ 
retirten, die Erhöhung ſolle durchſchnittlich 20 Procent betragen. Das 
ind Miß brauche, gegen die das Reichskanzleramt nicht entſchieden genug auf⸗ 
treten kann. Auch werden die Eiſenbahn⸗Verwaltungen ſelbſt gründlich re⸗ 
formiren müſſen. Große Eiſenbahnpaläſte dürfen nicht mehr gebaut werden, 
wie ſie im Laufe der letzten 10 weh gebaut find. Dabei aber muß ich 
doch daran erinnern, wie wir ſelbſt deklamirt haben, wenn auf verſchiedenen 
Eiſenhahnen die Bahnhöfe nicht genug elegant und großartig geweſen find; 
das Publikum hat alſo die Eiſenbahn⸗Verwaltungen ſtimulirt, in dieſer Be⸗ 
ziehung verſchwenderiſche Anlagen zu machen. 

Im 5 conſtatire ich, daß verſchiedene Eiſenbahnverwaltungen ſchon 
aus eigenem Antriebe die Tariferhöhung theilweiſe wieder in Wegfall brin⸗ 
gen. Die Rheinische Eiſenbahn hat auf ihrer Hauptlinie, wo fie allerdings 
billige Betriebskoſten hat, den Pfennigtarif feſtgehalten; die Köln⸗Mindener 
Bahn hat im Verein mit den übrigen betheiligten Bahnen auf der Strecke 
Dortmund bis Berlin die 20 Procent Zuſchlag auf 10 Procent herabgeſetzt 
und ich bin feſt überzeugt, daß wir unter Zuhilfenahme der Concurrenz in 
kurzer Zeit den früheren Zuſtand haben werden. Nun hat das Reichseiſen⸗ 
bahnamt in der bekannten Denlſchrift vorgeſchlagen, für die im Art. 45 der 

Verfaſſung genannten Objecte die Tariferhöhung wieder ganz in Wegfall zu 
bringen. Ich glaube, das Reichseiſenbahnamt ſollte doch erſt die Betriebs⸗ 
Ergebniſſe von 1874 abwarten. Erſt wenn wir dieſe haben, können wir be⸗ 
urtheilen, in welcher Weiſe die Tariferhöhung gewirkt hat. Ich erkenne an, 
daß eine Tarifreſorm ein ſchwieriges Unternehmen iſt; insbeſondere iſt die 
Frage ſchwierig, für welches der verſchiedenen Syſteme man ſich zu entſchei⸗ 


den babe. Das sogenannte natärſiche Spſtem hat ſich im Clſaß nicht be- ſchon einen Schritt zurack und macht die 
währt, auch mit dem ſogenannten braunſchweigiſchen gemiſchten Syſtem bat ſoriſcher und vermehrt das Chaos, welches die Erhöhung der Tarif 


man keine guten Erfahrungen gemacht. Wenn aber für die im Artikel 45 
der Verfaſſung genannten Objecte die Tariferhöhung ſofort ganz wieder in 


Wegfall käme, ſo würde das nicht viel weniger bedeuten, als daß die ganze ſo leicht eingeführt wie eine Veränderung des 


Tariferhöhung überhaupt wegfiele. Die Bergiſch⸗Märkiſche Bahn z. B. hat 
allein 71 Procent ihrer ſämmtlichen Güterbewegung in dieſen Objecten 
ſtecken, die Köln⸗ Mindener Bahn ſogar 74 Procent. Ich glaube, eine all⸗ 
mälige Ermäßigung der Tariferhöhung würde für alle Intereſſenten bei 
weitem zweckmäßiger ſein. Ich erlaube mir Ihnen meinen Antrag zu 
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0 . ift nicht 
e es Zolltarifs; es gehört eine 
große Vorbereitung dazu, ehe alle Beamten, die mit dem Tarifweſen zu thun 
haben, genügend inſtruirt ſind; es gehört dazu auch eine Vereinbarung mit 
anderen Eiſenbahnen; die Tariferhöhung iſt bis jetzt nur eine ſehr theilweiſe, 
denn die Verbandstarife ſind noch in der Umrechnung begriffen. Man will 
nun, nach der Vorſchrift des Reichseiſenbahnamtes, daß ſich die Eiſenbahnen 


empfehlen. Es kommt darauf an, in welcher Weiſe die Enquete, zu der das an zwei Competenzen wenden ſollen, an die Staatsbehörde und an die 
Reichseiſenbahnamt ſich entſchloſſen hat, ausgeführt werden ſoll und da be Reichsbehörde, wenn fie eine Tariferhöhung beabſichtigen. Uebrigens haben 
folgen wir am beſten das Beiſpiel, das uns die preußiſche Staatsregierung die Eiſenbahnen alle Bedingungen erfüllt, die als Vorausſetzung einer Tarif⸗ 


durch Einſetzung der Unterſuchungscommiſſion aus Anlaß der Lasker 'ſchen 
Rede — t hat. 
Das Beiſpiel Englands iſt Ihnen bekannt. Dort wird für alle wichtigen 


Gegenſtände eine ſpecifiſch parlamentariſche Unterſuchungs⸗Commiſſion ein⸗ 


geſetzt, welche das Recht hat, Sachverſtändige aus allen Reihen der Bevöl⸗ 
kerung zu vernehmen. Wir haben nun leider nicht die Befugniß, derartige 
Unterſuchungs⸗Commiſſionen einzuſetzen, um ſo mehr alſo iſt es angezeigt, 
das Beiſpiel von vor zwei Jahren zu befolgen. Die Commiſſion beantragt 
eine Enquete, zu der Delegirte der Landwirthſchaft, der Eiſenbahn⸗Verwal⸗ 
tungen, des Handels und der Induſtrie zugezogen werden ſollen. Ja das 
würde ein fo bedauerliches Intereſſenpvarlament werden, als wir es jemals 
hier in Berlin noch gehabt haben. Die Eiſenbahnverwaltungen würden er⸗ 
klären ſei, daß die Tarifreform unde t nothwendig ſei, die Herren von der In⸗ 
duſtrie würden erklären, daß zwar die Objecte der Induſtrie alle Berückſichtigung 
verdienten, daß aber z. B. das Getreide nicht fo billig transportirt zu werden 
brauche; die Intereſſenten des Ackerbaues aber würden unwiderleglich er⸗ 
klären, daß das Getreide billiger gefahren werden müſſe, während dies bei 
Eiſen und Kohlen keineswegs nothwendig ſei. (Heiterkeit) Ein ſolches In⸗ 
tereſſenparlament würde gar keinen Erfolg haben. Ich habe gedacht, daß 
die zu bildende Commiſſion am beſten aus einer kleinen Anzab] von Mit: 
liedern beſtände, daß der Bundesrath drei ernenne, der Reichstag aus 
einer Mitte ebenfalls drei und daß der Kaiſer oder der Reichskanzler den 
Vorſitzenden bezeichne. Dieſe Commiſſion würde dann das Recht und die 
Pflicht haben, Sachverſtändige und Intereſſenten aus allen Kreiſen zu ver⸗ 
nehmen. Ein Specialgeſetz iſt zur Ausführung meines Vorſchlages nicht 
nothwendig. Eben ſo wenig kommt die Diätenfrage dabei zur Sprache. 
Wenn nur wenige Mitglieder ſind, ſo werden die Sitzungen der Commiſſion 
böchſtens 4—6 Wochen dauern und zu einer angemeſſenen Entſchädigung der 
Reichstagsdeputirten für dieſe Friſt hat das Reichskanzleramt in ſeinem Dis⸗ 
poſitionsfonds die hinreichenden Mittel. Ich kann daher nur bitten, meinen 
Bee) t dem Amendement Saucken⸗Tarputſchen anzunehmen. (Vielfacher 
eifall. 

Präſ. Maybach: Ich muß zunächſt einen ſachlichen Irrthum des Vrr⸗ 
redners berichtigen. Ich habe nicht jagen wollen, daß die im Art. 45 auf ⸗ 
gefülbeien Gegenſtände unter allen Umftänden von dem Frachtzuſchlage frei⸗ 

leiben ſollen, er ſoll nur dann in Wegfall kommen, ſoweit nicht zwingende 
Gründe unter Zuſtimmung der Reichsbehörde und der Staatsaufſichtsbehörde 
eine Ausnahme als zuläſſig erſcheinen laſſen. Man ging davon aus, daß 
die Eiſenbahnen unter gewiſſen Verhältniſſen fen b g ein könnten, auch 
für dieſe Artikel eine Erhöhung eintreten zu laſſen. o hat z. B. die Ber⸗ 
giſch⸗Märkiſche Bahn nachgewieſen, daß bei dem Fallenlaſſen der Tariferhö⸗ 
bung für Steinkohlen, Coaks u. ſ. w. eine Mindereinnahme von 807,000 
Thlr., bei einer Geſammteinnahme von 19 Mill. entſtehen würde; ähnlich 
würden ſich die Mindereinnahmen ſtellen bei der Köln⸗Mindener Bahn auf 
582,000 Thlr. von 13 Mill. Thlr. Geſammteinnahme; bei der Saarbrücker 
Bahn auf 252,000 Thlr. von 2,993,00) Thlr. Es ſchließt das aber nicht 
aus, daß eine Ermäßigung vielleicht durchführbar fein wird, beſonders könnte 
vielleicht dieſer Zuſchlag für den Export gänzlich fallen, aber nicht ſo unbe⸗ 
dingt, wie dies von dem Vorredner verſtanden zu ſein ſcheint. Denn es iſt 
nothwendig, daß den Bahnen die materiellen Mittel zugeführt werden, das 
mit ſie im Stande ſind, ihre Aufgabe zu erfüllen. Was nun die aus Mit⸗ 
gliedern des Reichstages und des Bundesrathes zu bildende Commiſſion an⸗ 
geht, ſo möchte ich auf die Bedenken hinweiſen, welche einem ſolchen Antrag 
entgegenſtehen. Der Vorgang aus dem preußiſchen neee dürfte 
nicht anzuziehen ſein; weil er ſich auf eine verfaſſungsmäßige Beſtimmung 
ſtützt. Im Art. 85 der preußiſchen Verfaſſung wird den beiden Häuſern 


des Landtages die Befugniß zugeſprochen, daß ſie zu ihrer Information be⸗ 
ſondere Commiſſionen einſetzen können. Eine ſolche Befugniß des Reichstages 


iſt in der Reichsverfaſſung nicht ausgeſprochen und es möchte ſchwer ſein, 
ohne einen beſonderen legislativen Akt einer ſolchen Commiſſion die Befug⸗ 
niß zu verleihen, ohne welche ſie keine Wirkung haben kann, nämlich die Be⸗ 
ſugniß Sachverſtändige zu vernehmen. N 

Was die Enquete angeht, fo kann ich mich zur Zeit noch nicht beftimmt 
darüber ausſprechen, in welcher Weiſe und Form dieſelbe ausgeführt werden 
ſoll. 5 glaube aber, daß man unter Zuziehung von Sachverſtändigen 
einen Fragebogen aufitellen wird, welcher die einzelnen Punkte ſpecialiſirt, 
über welche man eine genaue Auskunft verlangt. Ob die darauf erfolgenden 
Antworten noch mündlich ergänzt oder gar discutirt werden ſollen, wird ſich 
erſt im Verlaufe der 5 berausſtellen. Ein ſolches Intereſſen⸗ 
Parlament, wie der Vorredner es befürchtet, ſteht alſo wohl kaum in Aus: 
ſicht. Die Vertreter der Eiſenbahnverwaltungen haben in der Braunſchwei⸗ 
giſchen Conferenz beſchloſſen, daß zwei Tarifiyiteme neben einander 1 
ſowohl die Intereſſen der Eiſenbahnen als auch des Publikums weſentlich 
ſchädigen würden, daß deshalb die Verwaltungen ſich einverſtanden erklärt 
haben, das auf dieſer Conferenz vereinbarte Tarifſyſtem, das Braunſchwei⸗ 
giſche anzunehmen unter der Vorausſetzung, daß die übrigen e 
waltungen dieſes Tarifſiſtem auch annehmen müßten. Der Bundesrath 
wollte aber das Fortbeſtehen des ſogenannten natürlichen Syſtems, welches 
in Elſaß⸗Lothringen eingeführt iſt, im Auge behalten. Dann erklärten die 
Delegirten, daß ſie bei Einführung eines anderen Tarifſyſtems ſich vorbe⸗ 
halten müßte, daß jede Verwaltung für jeden Artikel einen Ausnahmetarif 
aufſtellen könnte. Daß dies keine Vereinfachung der Tarife iſt, liegt wohl 
klar auf der Hand, und war daher dieſer Vorſchlag für den Bundesrath nicht 
annehmbar. Uebrigens muß ich bemerken, daß eine erhebliche Ermäßigung 
der Betriebskoſten im Jahre 1874 gegen das Vorjahr nicht eingetreten iſt, 
weder die Kohlenpreiſe, noch die Arbeitslöhne haben bedeutend ſich vermin⸗ 
dert: letztere ſind ſogar bei einer Bahn erhöht. Es iſt daher wohl gerecht⸗ 
fertigt, eine nähere Erwägung in dieſer Frage zu veranlaſſen; für welches 
Tarifſyſtem man ſich entſcheiden wird, wird ſich ſpäter berausſtellen. 

Abg. Schröder (Friedberg) zur Geſchäftsordnung: Nach den Erklärungen 
des Präſidenten des Reichseiſenbahnamtes bin ich in der Lage meinen Antra 
zurückzuziehen. Ich will mir jedoch nur zwei Bemerkungen erlauben, da 
erſtens nach dem Artikel 45 dem Reiche eine Aufſicht über das Tarifweſen 
zuſteht, ferner, daß das Reichseiſenbahnamt beſſernd in das Eiſenbahnweſen 
eingreifen dürfe. Ferner entnehme ich aus den Erklärungen des Präſidenten 
125 e ne daß man die jetzigen Tarife als Marimaltarife zu 

etrachten hat. 

Abg. v. Minnigerode: Die vorliegende Frage ift,fo controvers und 
es iſt ſo ſchwer, zu einer klaren Einſicht zu kommen, daß es meiner Anſicht 
nach ſich heute nur darum handelt, in welcher Form ſoll die Enquete vor⸗ 
genommen werden. Wir möchten die Gefahren des Intereſſen⸗Parlaments, 
die auch der Abg. Berger fürchtet, vermieden ſehen, wir wünſchen aber 
daß alle Fat an an gehört werden, die Induſtrie, der Handel, die 
Landwirthſchaft und auch die Eiſenbahnverwaltungen, deshalb haben wir 
Ihnen eine kleine Aenderung des Commiſſionsantrages vorgeſchlagen. Ich 
will mit dem Wunſche ſchließen, daß wir möglichſt bald, vielleicht ſchon im 
Herbſte zur Berathung des durchaus nothwendigen Reichseiſenbahngeſetzes 
kommen; denn eine durchgreifende und heilſame Wirkſamkeit kann das Reichs: 
Ne nicht ausüben, wenn ihm das Reichseiſenbahngeſetz nicht zur 
Seite ſteht. 

Abg. Lasker: Der Vertreter des Bundesrathes hat in Bezug auf die 
Enquetecommiſſion erklärt, daß der Reichstag nicht dieſelben Rechte habe wie 
das preußiſche Abgeordnetenhaus, weil in der preußiſchen Verfaſſung in 
Art. 85 ausdrücklich von der Einſetzung von derartigen Commilfionen ge⸗ 
ſprochen wird, in der Reichsverfaſſung ſich aber eine ſolche Beſtimmung nicht 
findet. Dieſe Anſicht darf nicht unwiderſprochen bleiben. Bei Berathung 
der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes wurde eine ähnliche Beſtimmung 
beantragt, aber unter Verſtändigung zwiſchen den Mitgliedern und unter 
Anerkennung der Regierung, daß es ſelbſtverſtändlich ſei, daß dem Reichs⸗ 
tage eine ſolche Befugniß zustehe, wurde der Antrag fallen gelaſſen. Es iſt 
alſo- durchaus kein Unterſchied zwiſchen dem deutſchen Reichstage und dem 
preußiſchen Landtage. s { 

Abg. Stenglein, der den Antrag des Abg. v. Benda mit unterichrie: 
ben hat, empfiehlt denſelben dringend zur Annahme. Man habe mit der 
Tariferhöhung einen Schritt vorwärts gethan und jetzt noch, ehe die Tarif⸗ 
erhöhung ganz durchgeführt, ehe die a reform auch nur begonnen hat, 
will man ſchon wieder zurück; es iſt viel leichter, einen Schritt vorwärts zu 

ehen, als aus einer einmal eingenommenen Poſition in ſolchen Angelegen⸗ 
beiten wieder auf den verlaſſenen Standpunkt zurückzukehren. Vor der 
Durchführung der proviſoriſchen Tariferhöhung thut das Reichseiſenbahnamt 


erhöhung aufgeſtellt waren, ſie haben ſich mit einer Tarifreform einverſtan⸗ 
den erklärt und Vorſchläge gemacht; trotz des Druckes der Mindereinnahmen 
iſt das geſchehen, was nie zu bewirken war, es iſt ein einheitliches Tarif⸗ 
ſyſtem vorgeſchlagen, welches ſchon lange als eine dringende Nothwendigkeit 
empfunden war. Deshalb empfiehlt es ſich, daß eine Enquete ſtattfindet, 
und es iſt zu hoffen, daß ſie uns wieder auf den Weg zurückführt, den wir 
verlaſſen haben, und daß wir, boffentlich durch Annahme des braunſchweigi⸗ 
ſchen Syſtems, endlich zu einem einfachen und einheitlichen Tarifſyſtem 
kommen werden. g 

Abg. Kisker: Mein Antrag hat den Zweck, der von der Commiſſion 
empfohlenen Enquete eine beſtimmte Directive zu geben und die Vermin⸗ 
derung in den Betriebskoſten innerhalb der letzten zwei Jahre zu prüfen. 
Die Löhne der gewöhnlichen Arbeiter ſind 1874 und auch ſchon 1873 billiger 
Be: Auf den Bahnhöfen der Köln⸗Mindener Bahn z. B. betrug der 

rbeitslohn ſchon im Auguſt v. J. 18 Sgr. (ſtatt 21 Sgr. wie früher). 
Allerdings ſind die Löhne für Arbeiter, die techniſche Fähigkeiten beſitzen 
und die Gehälter der Eiſenbahnbeamten nicht in der Weiſe geſunken. Die 
Kohlen find weſentlich billiger geworden. — Aus den Submiſſtonspreiſen 
der Weſtjäliſchen Bahn weiß ich, daß man 1872 bezahlt hat 25 Thlr., 1873 
28½ Thlr., im Jahre 1874 aber nur 15 Thlr. Koaks ſind bei der Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Märkiſchen 1873 contrahirt worden mit 48% Thlr., 1874 mit 25 Thlr., 
Bei den jähliihen Staatsbahnen 1873 60 Thlr., 1874 1875 Thlr. Was 
die Eiſenpreiſe betrifft, jo find Beſſemer Stahlſchienen 1872 bei der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Bahn zu 60% Thlr., 1874 zu 40% Thlr. verdungen worden, und 
gewöhnliche Eiſenſchienen zu 58%, reſp. 30% Thlr. Im Durchſchnitt bes 
trägt der Rückgang der Preiſe don 1873 auf 1874 Bellemer Stahlſchienen 
35 Procent, für Eiſenſchienen 57 Procent. Ebenſo ſind Holz, Schwellen, 
Oel billiger geworden. Locomotiven und Waggons haben die Preiſe von 
1866—71. Auch auf die Leiſtungen des ausländiſchen Eiſenbahnweſens, des 
engliſchen und holländiſchen in Bezug auf die Koſten pro Zugmeile wird 
die Enquete⸗Commiſſion ſorgfältig eingehen müſſen. In England trans⸗ 
portiren die Bahnen dieſelben Güter, die bei uns 1 Pfennig pro Centner 
und Meile koſten, für 0,70 Pfennig, ohne daß eine Klage über allzu 
niedrige Tarife gehört wird und ohne daß die engliſchen Bahnen dadurch 
Heften find, ein Beweis, daß ſie rationeller verwaltet werden als die 
unſerigen. 

Abg. Verger zieht ſeinen Antrag im Intereſſe der Sache zu Gunſten 
des v. Benda' ſchen zurück, womit gleichzeitig das Amendement Oppen⸗ 
heim beſeitigt iſt. 8 

Die Debaͤtte wird hierauf geſchloſſen. Nachdem die beiden Referenten 
nochmals die Anträge der Commiſſion kurz empfohlen, wird nach Ablehnun 
des Antrages Kisker der v. Benda's mit dem Zuſatze v. Sacken's, der fi 
urſprünglich nur auf den Berger ſchen Antrag bezog, angenommen. Der 
Antrag der Commiſſion iſt damit beſeitigt. 

Nachdem der e auf Abänderung des Art. 32 der Ver: 
faſſung (Zahlung von Diäten und Reiſekoſten an die Reichstagsmitglieder) 
in dritter Berathung ohne Debatte gegen die Stimmen der Conſerbativen 
und der deutſchen Reichspartei angenommen worden, geht das Haus über 
zu dem 11 der Abgg. v. Taczanowski und Genoſſen: die preußiſche 
Regierung aufzufordern, daß die den ehemaligen polniſchen Landestheilen 
Seitens des preußiſchen Staates und deſſen Monarchen geſetzlich und thats 
ſächlich zuerkannten und auf Grund. internationaler Verträge zuſtehenden 


Rechte binſichtlich der Nationalität, insbeſondere der Sprache, aufrecht erhal⸗ 


ten und die denſelben widerſprechenden Erlaſſe aufgehoben werden. 

Abg. v. Taczanowski: Mit unſerem Antrage wollen wir conſtatiren, 
daß die preußische le durch Unterdrückung unſerer Nationalität und 
Sprache ein ſchweres Unrecht thut, wir wollen BE damit unſeren Nach⸗ 
kommen zeigen, daß wir unſere Schuldigkeit gethan haben, indem wir nach 
Kräften gegen ein Syſtem proteſtirten, welches lediglich auf die Unterdrückung 
unſerer Nationalität binausläuft. In den Motiven zu unſerem Antrage 
haben wir auf die Occupationspatente der Könige Friedrich II. und Friedrich 
Wilhelm III. Bezug genommen, welche dem Haufe wohl die Ueberzeugung 
beibringen werden, daß den polniſchen Landestheilen bei der Beſitzergreiſung 
internationale und ſonſtige Stiputationen zuerkannt worden find mit deſtimm⸗ 
ten, das nationale Weſen berüdjichtigenden Momenten. Dieſe Verheißungen 
abſoluter Monarchen ſind bei der Feſtſtellung der preußiſchen Verfaſſung von 
der Volksvertretung anerkannt und angenommen worden. Dieſe unſere 
magna charta, auf Grund deren wir den Schutz unſerer Nationalität und 
Sprache beanſpruchen können, iſt auch dem Frankfurter Parlamente nicht 
fremd geblieben, welches die Verpflichtung . daß den in Deutſch⸗ 
land wohnenden fremden Nationalitäten Schutz gewährt werden müſſe. 
kann nicht beredter ſein, wie der Abg. Dahlmann, der am 31. Mai 1848 
über den Marck'ſchen Antrag referirte, und verweiſe daher nur auf deſſen in 
den Motiven zu unſerem Autrage Wel Rede. Ich habe die Hoff⸗ 
nung, daß das deutſche Parlament von 1874 dem von 1848 an Gerechtigkeit 
nicht nachſtehen und das Verfahren der preußiſchen Regierung daher ernſtlich 
mißbilligen wird. Dieſes Verfahren iſt nichts als der Ausdruck des neueſten 
Staatsdespotismus, der Verfolgungen braucht, ebenſo wie der Staat von 
Dahomy Menſchenopfer. (Gelächter.) Geben auch Sie hier unſeren Klagen 
kein Gehör, ſo wird ſich in der polniſchen Bevöllerung die Ueberzeugung 
mehr und mehr befeſtigen, daß ſie vom Abendlande nichts zu erwarten hat. 
Es wird dazu beitragen, vaß fie ihre Blicke fortan ausſchließlich nach Oſten 
wenden wird, woher ſie allein noch Rettung erwartet. (Große Unruhe.) 

Inzwiſchen iſt von dem Abg. Dr. Lucius (Erfurt) der Antrag auf Ueber⸗ 
gang zur einfachen Tagesordnung eingebracht worden. Nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung erhält bekanntlich nur ein Abgeordneter für und ein anderer 
gegen denſelben das Wort a 

Abg. v. Unruhe⸗Bomſt (für die Tagesordnung): Ich empfehle den 
Uebergang zur Pe hi weil ich der Anſicht bin, daß der Antrag von 
Taczanowski keine geeignete Grundlage eines Beſchluſſes dieſes Hauſes hatte. 
Nur am Schluſſe der Motive leſen wir den Satz: „Im Widerſpruch mit 
unſerer magna charta werden wir förmlich überſchwemmt mit Reglements, 
Verordnungen, ja ſogar mit Beſtimmungen, welche in willkürlichſter Weiſe 
von Subalternbeamten decretirt werden. Alle die Erlaſſe bezwecken die Ber 
drängung unſerer Sprache aus der Kirche, der Verwaltung, dem Gericht: 
weſen und der Schule, ja, ſie 1 ſich ſogar, dieſelbe aus dem Privat⸗ 
Unterricht zu entfernen.“ Es iſt aber nicht einmal geſagt, ob dieſe Regle⸗ 
ments und Verordnungen von der Centralregierung, der Provinzialverwal⸗ 
tung oder der Kreisverwaltung ausgegangen ſind. Da muß ich als Ein⸗ 
wohner des Großberzogthums Polen ſagen: Mir find ſolche Erlaſſe nicht 
bekannt. (Widerſpruch bei den Polen und im Centrum.) In den Motiven 
findet ſich nirgends ein Anhalt dafür, daß die in der preußiſchen Verfaſſung 
den Staatsbürgern gewährleiſteten Rechte irgendwie gekränkt und beeinträch⸗ 
tigt worden ſind. Als ma na charta werden die Beſtimmungen der Wiener 
Tractate von 1815 in den Motiven des Antrages ee ich begreife aber 
nicht, wie der ul Reichstag auf einen Antrag Beſchluß faſſen ſoll, der 
die Wiener Congreßacte zur Grundlage hat. So viel ich weiß, ſind dieſe 
1866 und 1870 ſo ziemlich über den Bauten geworfen worden. (Widerſpruch 
im Centrum.) Es iſt das meine Anſicht, ich will mir nicht die Mühe geben, 
Sie (zum Centrum) dazu zu bekehren. Für die preußiſchen Staatsbürger 
exiſtirt fein anderes Grundgeſetz, als die preußiſche Verfaſſung. Daß dieſe 
verlegt werden wäre, ergiebt ſich weder aus dem Antrage, noch aus feiner 
beute gehörten Motivirung, weshalb ich Sie bitte, über den Gegenſtand zur 
Tagesordnung überzugehen. { ; 

Abg. v. Niegolewski (gegen die Tagesordnung): Die Rede des Vor⸗ 
redners iſt mit um jo unbegreiflicher, als ihm doch bekannt ſei, wie oft ich hier 
die in den polniſchen Landestbeilen Preußens befolgten Regierungsmaximen 
als ein Syſtem geiſtiger Verdummung und religlöſer Verwilderung bezeichnet 
habe. Ich will Beweiſe dafür bringen, daß man ſich bemüht, die Central⸗ 
regierung durch falſche Berichte irre zu leiten, man hat, wo gar kein Grund 
zur Verfolgung vorlag, perfider Weiſe Männer polniſcher Zunge ins Zucht⸗ 
haus gebracht and diejenigen, welche ſolche Schandthaten begangen haben, 
baben wegen ihrer Verdienſte um den Staat Carriere ct, Wenn Herrn 
v. Unruhe Erlaſſe, wie fie in den Motiren zu unſerem Antrage gekennzeichnet 
ind, wirklich unbekannt ſind, ſo beweiſt das nur, wie wenig er ſich um ſein 
1 1 85 (Große Unruhe — Abg. v. Unruhe iſt Landrath des Kreiſes 
Wollſtein. \ 

Präſident v. Forckenbeck: Der Redner hat fo eben einem Mitgliede 
dieſes Hauſes einen perſönlichen Vorwurf gemacht, welcher nicht parlamen⸗ 
tariſch iſt. Ich rufe ihn dafür zur Ordnung. 
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ritik der einzelnen in ben letzten Jahren für die Pro: 
aſſenen Verordnungen. Er beklagt ſich über die fieberbafte 
ucht der Regierung in der Verdeutſchung polniſcher Ortsnamen, über die 
Geldſtrafen, mit denen Gemeindebebörden, welche die deutſchen Namen nicht 
anwenden, belegt werden, er wendet ſich dann zu den durchweg in deutſcher 
Sprache ausgeſtellten Urkunden der Standesbeamten, denen ausdrüdlich unter⸗ 
ſagt worden iſt, polniſche Nebenprotocolle zu führen und führte Beſchwerde 
Über die unrichtige Einzeichnung der polniſchen Eigen⸗ und Familiennamen, 
die zum Theil eigenmächeig ins Deuſche überſetzt werden. So it in einem 
alle eine Frau Jasculska als „verehelichte Schwalbe“ in die Regiſter ein⸗ 
getragen worden. (Große Heiterkeit.) Der Redner beſchwert ſich weiter über 
die Schließung polniſcher geſelliger und wiſſenſchaftlicher Vereine und geht 
ſchließlich mit der eingehendſten Gründlichkeit auf die auf dem Gebiete der 
Kirche und Schule erfolgten Maßregeln ein. Häufig vom Hauſe durch Schluß⸗ 
rufe unterbrochen, läßt er ſich von dem Faden ſeiner Rede keineswegs ab⸗ 
ngen, ſondern ertheilt feinen Unterbrechern den Rath, während ſeines Vor⸗ 
trages den Saal zu verlaſſen. (Heiterkeit.) Redner ſchließt mit einem An⸗ 
riff auf die „national⸗liberale“ Politik, welche Preußen im Großherzogthum 
4 5 verfolgt, und die die Polen der Verzweiflung in die Arme treiben 
erde. 

Der Antrag auf Tagesordnung wird mit knapper Majorität, deren Feſt⸗ 
ſtehung eine Gegenprobe erforderlich macht, abgelehnt, (dagegen das Cen⸗ 
trum, die Polen, die Fortſchrittspartei und einzelne Nationalliberale, dafür 
die Nationalliberalen mitt ſehr geringen Ausnahmen, die deutſche Reichs⸗ 
partei und die Conſervativen.) Die Diskuſſion über den Antrag v. Tacza⸗ 
nowski wird alſo fortgeſetzt. : ; 

Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung wird, nachdem die Gegen⸗ 
Ze zur erſten Abſtimmung gemacht worden iſt, gegen die Stimmen der 
Rationalliberalen, der 5 5 Reichspartei und der Conſervativen abge⸗ 
lehnt. Die Majorität wird von der Fortſchrittspartei, den Polen und dem 
1 gebildet. Die Debatte über den Antrag v. Taczanowski wird alſo 
ortgeſetzt. 

Abg. v. Puttkamer (Sorau): Ich bedauere, daß ein ſolcher Antrag 
wieder geſtellt worden iſt, auf deſſen Ablehnung ſicher zu rechnen if und 
der zwar dem Reichstage keine Verlegenheit bereiten kann, ihm aber un⸗ 
nöthigerweiſe viele Zeit koſtet. Ich beſtreite, daß die polniſchen Abgeordneten 
die Maſoritat der Bevölkerung in der Provinz Poſen hinter ſich haben. Im 
Gegentheil, auf einer großen Verſammlung von Polen hat man in neueſter 
Zeit beſchloſſen, eine Petition an das preußiſche Abgeordnetenhaus nicht durch 
den polniſchen Abgeordneten, ſondern dem Abg. Lasker einzuhändigen und 
zur Vertretung zu übergeben, weil man den Standpunkt der Abgeordneten 
der eigenen Nationalität nicht theilt. Dieſe Abgeordneten ſagen, alle ihre 
Anträge gingen von ihrer nationalen Politik aus, und doch baben fie fi) 
mit den Vertretern einer antinationalen Politik aſſocürt (heftiger Widerſpruch), 
ſie haben ſich in letzter Zeit von den Ultramontanen und Jeſuiten ins 
Schlepptau nehmen ler Aus dieſer Thatſache erklärt ſich auch der vor⸗ 
liegende Antrag und Vieles von dem, was der Herr Vorredner vorgebracht 
hat. Ich kann auf alle dieſe Einzelheiten nicht eingehen, obgleich ich nicht 
anſtehe, zu erklären, daß die meiſten der angeführten Thatſachen unrichtig 
find. Was die angebliche ſtiefmütterliche Behandlung, ja Unterdrückung der 
polniſchen Sprache in der Provinz Poſen betrifft, jo behaupte ich im Gegen⸗ 
theil, daß die polniſche Sprache auch jetzt noch genügend gepflegt wird. Unter 
der früheren Mißregierung iſt freilich das Deutſche ganz vernachläſſigt wor⸗ 
den, und man ſcheint ſich jetzt geradezu zu wundern, daß auch in deutſcher 
Sprache unterrichtet wird. ; Bey: 

Der Religionsunterricht wird übrigens auschließlich in der Mutterſprache 
ertheilt. In Poſen machen die Geiſtlichen dem Staate große Oppoſition, 
aber ſie haben das polniſche Volk nicht gerade zu höherer Cultur herange⸗ 
zogen, aber ich bin überzeugt, daß man in wenigen Jahren den Segen der 
im Unterrichtsweſen getroffenen Veränderungen ſpüren wird. Die obrigkeit⸗ 
lichen Verordnungen, auf denen fie beruhen, ſind tadellos, und ſollte in ihrer 
Anwendung irgendwo gefehlt werden, ſo werden die S zögern, 
den Fehler gut zu machen. Nicht loben möchte ich die Germanifirung polni⸗ 
ſcher Ortsnamen, aber die Zurücküberſetzung deutſcher Familiennamen aus 
dem Polniſchen ins Deutſche iſt in der Ordnung und macht der Willkür, die 
hierin herrſcht, ein Ende. Die Ultramontanen, welche früher für die Natio⸗ 
nalpolitik der Polen nicht eingetreten ſind, unterſtützen dieſelbe jetzt, weil ſie 
für das polniſche Volk die polniſche Schule ausſchließlich erhalten wollen, als 
das beſte Mittel, dadurch die höhere, deutſche 1 die ſie zu ſcheuen 
Grund haben, nicht auflommen zu laſſen. Gerade ultramontane Blätter, 
wie der „Kurher Poznanski“ haben lebhoft gegen das Eindringen deutſcher 
Bildung gekämpft. Ich bitte Sie, meine Herren, den vorliegenden Antrag 
abzulehnen und dadurch zugleich der preußiſchen Regierung den Wunſch 
auszudrücken, daß ſie auf dem betretenen Wege fortſchreiten möge. (Beifall.) 

ie fu wird hierauf geſchloſſen. Perſönlich bemerkt: £ 
Abg. Windthorſt: Der letzte Redner hat wiederholt denjenigen Nicht: 
polen, die den Antrag mitunterzeichnet haben, Motive untergeſchohen, die ich 
durchaus zurückweiſen muß. (Ruf: 1 Ich gehöre zu den Unter⸗ 
zeichnern und kann mir eine derartige Inſinuation nicht gefallen laſſen. Er 
bat ausgeſprochen, daß die Unterzeichner nicht national ſind. National in 
dem Sinne des Vorredners bin ich nicht, aber nicht in dieſem Sinne bin ich 
eben ſo gut national wie jeder Deutſcher. 5 5 

Präſident v. Forckenbeck: Der Vorredner hat nicht geſagt, daß die 
Unterzeichner antinational ſind, (Rufe im Centrum: ja wohl!) er hat nur 
von einer Partei geſprochen, die nicht nationale Ziele verfolgt und der ſich 
die ge angeſchloſſen hat. 0 

bg. Windthorſt: Ich habe die Sache ſo verſtanden und ſo aufgenom⸗ 
men, und muß erwarten, was die ſtenographiſchen Berichte darüber enthalten. 
Derartige Vorwürfe laſſe ich mir unter keinen Umſtänden gefallen. Ich habe 
den Antrag unterzeichnet, weil ich ihn für gerecht halte, und ich würde dies 
näher dargethan haben, wenn Sie nicht wiederum in ſolchem Moment wie 
dieſer, den Schluß angenommen hätten. Br 

Abg. v. Puttkammer⸗Sorau: Ich habe den Ausdruck antinational 
nur gebraucht im Gegenſatz zu den Nationalpolen, und habe nicht geglaubt, 
daß der Abg. Windthorſt ſich für einen Nationalpolen hält. 

Als Mitantragſteller erhält hierauf noch das Wort 

Abg. v. Niegolewski: Der letzte Redner hat anſtatt gegen unſeren 
Antrag zu ſprechen eine politiſche Diatribe gegen die ultramontane Partei im 
Hauſe gehalten. Wir Polen gehören keiner anderen Partei im Hauſe an, 
auch nicht der nltramontanen. Wir verſolgen andere Ziele als fie. Wir 
erſtreben die Kräftigkeit unſerer polniſchen Nation und die Möglichleit der 
Cultur und Ausbildung unſeres polniſchen Volles. Der letzte Redner hat 
durch feine Rede den Namen feiner Partei 17 8 Lügen geſtraft. ir 
wenigſteus ſtehen bis jetzt noch auf dem chriſtlichen Standpunkte, der durch 
den Spruch bezeichnet iſt, thue keinem Anderen, was du nicht willſt, daß dir 
geſchebe. Sie aber nennen ſich liberal und wollen die Freiheit nur für ſich 
in Anſpruch nehmen. (Der Redner iſt bei der Unruhe im Hauſe, die der 
Präſident vergeblich zu bewältigen ſucht, faſt gar nicht zu verſtehen. Auf 
sn ae gegen den Abg. Lasker erwiedert dieſer in einer perſönlichen 

emerlung: ur 

„Der Vorredner hat geäußert, daß eine große Anzahl von Polen fih an 
mich gewendet in dem Vertrauen, daß ich ihre Sache beſſer durchſetzen könne, 
als die polniſchen Mitglieder, daß ſie ſich aber in dieſem Vertrauen zu mir 
getäuſcht hätten, denn ich hätte nichts für die Sache gethan. Dieſe Aeuße⸗ 
kung widerſpricht durchaus der Wahrheit. Der Sachverhalt iſt dieſer: Tau⸗ 
ſende von Polen haben eine Petition an mich geſendet, um gewiſſe Be⸗ 
ſchwerden, die fie namentlich den polniſchen Gutsbeſitzern gegenüber führten, 

um Austrag zu bringen, mit dem Bemerken, daß fie von ihren eigenen 
bgeordneten, die ſich zwar mit ſehr vielen unpraktiſchen Dingen hier be⸗ 


ſchäftigen, nicht gut vertreten ſeien, und daß ſie von mir eine beſſere Ver⸗ 


tretung ihrer Bitte erwarteten. Ich habe dieſe Petition ſofort befördert und 
empfohlen, wie ich dies bei allen Petitionen, die ich zu vertreten im Stande 
bin, ohne nterſchied, ob fie der eigenen oder einer anderen Partei oder 
Nationalität angehören, thue. Es iſt dies auch keineswegs erfolglos geweſen, 
ſondern es hat ſich bei der Berathung in der Petitionscommiſſion herausge⸗ 
ſtellt, daß die Petition und die Wünſche der Petenten ihre befriedigende Lö⸗ 
ung 1 werden bei Gelegenheit der zu erwartenden Geſetzesvorlage einer 
egleordnung. 

Der Antrag v. Taczanowski wird hierauf vom Haufe abgelehnt 
Gafür das Centrum, die Polen, Elſaſſer und Socialdemokraten, dagegen 
mit den übrigen Parteien die Fortſchrittspartei). 

chluß 5% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr. (Auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehen 13 Wie in darunter Landſturm und verſchiedene Vor: 
lagen, betreffend die Rechnungslegung der Reichsregierung. Ein Antra 
Windthorſt's, die Declaration des Art. 31 der Verfafjung (Antrag Hoffmann 
morgen auf die Tagesordnung zu ſetzen wird gegen Centrum und Fort⸗ 
ſchritispartei abgelehnt.) ö 
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Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem Oberſten 
à la suite des Generalſtabes der Armee und perſönlichen Adjutanten Sr. 
Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen des Deutſchen Reichs 
und von Preußen, das Kreuz der Ritter des Königlichen Hausordens von 
Hohenzollern verliehn. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben den Geheimen Poſtrath und 
vortragenden Rath im General⸗Poſtamt Dr. Fiſcher zum Geheimen Ober⸗ 
Poſtrath ernannt. 8 7 . .— 

Dem bisherigen peruaniſchen Conſul in Berlin, Herrn Sigismund 
Levin, iſt Namens des Deutſchen Reiches das Crequatur als General: 
Conſul der Republik Peru ertheilt worden. — Der Verweſer des Kaiſerlichen 
Conſulates in Tacna, P. J. Ott hat den Kaufmann Alexander Vis⸗ 
ſcher an Stelle des zurückgetretenen Herrn Erich Martens zum Conſular⸗ 
Agentenin Arica beſtellt. 

Se. Majeſtät der König hat den Appellatlonsgerichts⸗Präſidenten Dr. 
juris Albrecht in Greifswald als ⸗Erſten Präſidenten an das Appellations⸗ 
Gericht in Wiesbaden; ſowie den Appellationsgerichts⸗Rath Hoppe zu Ra⸗ 
tibor in gleicher Eigenſchaft nach Breslau verſetzt; und den Stadtgerichts⸗ 
Rath Lüty hierſelbſt zum Kammergerichts⸗Rath, den Kreisgerichts⸗Rath 
Buchholtz in Eſſen zum Appellationsgerichts⸗Rath in Hamm, den Kreisge⸗ 
richtsrath Hempel in Stettin zum Appellationsgerichts⸗Rath in Inſterburg, 
den Stadtgerichts⸗Rath Calame in Königsberg i. Pr. zum Appellations⸗ 
gerichts⸗Rath in Ratibor, den Stadtgerichtsrath Korn hierſelbſt zum Appel⸗ 
lationsgerichts⸗Rath in Poſen und den Stadtgerichts⸗Rath Berner hier 
ſelbſt zum Kammergerichts⸗Rath ernannt. 

Der bisherige Gymnaſial⸗Hilfslehrer und commiſſariſche Kreis⸗Schulin⸗ 
ſpector Dr. Richard Foerſter in Neutomiſchel iſt zum Kreis⸗Schulinſpector 
im Regierungsbezirk Poſen ernannt worden. — Der bisherige königliche 
Kreisbaumeiſter Ernſt Heinrich Ludwig Wo as in Trebnitz, Regierungsbezirk 
Breslau, iſt zum königlichen Bau⸗Inſpector ernannt und demſelben die Bau⸗ 
Inſpectorſtelle zu Brieg verliehen worden. — Der Advokat Simon in Han⸗ 
nover iſt zum Anwalt bei dem königlichen Ober⸗Gericht daſelbſt mit Anwei⸗ 
ſung ſeines Wohnſiges in der Stadt Hannover ernannt worden. 

Berlin, 20. Januar. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König! nahmen heute nach den Vorträgen der Hofmarſchälle um 11 
Uhr militäriſche Meldungen im Beiſein des Gouverneurs und des 
Commandanten der Stadt entgegen. Sodann hörten Se. Majeſtät 
den Vortrag des Geheimen Cabinets⸗Raths von Wilmowski und erle⸗ 
digten weiterhin allein Regierungsgeſchäfte. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin] war heute im 
Kaiſerin⸗Auguſta⸗Erziehungsſtift anweſend und wohnte dem Jahresfeſte 
des Jeruſalem⸗Vereinz im Dome bei. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
nahm geſtern um 11% Uhr Vormittags militäriſche Meldungen ent⸗ 
gegen und empfing um 12 Uhr den Ober⸗Bürgermeiſter Nebelthau 
aus Caſſel. 

Nachmittags 4% Uhr hatte der peruaniſche Geſandte, Herr de La⸗ 
valle und ſpäter das Präſidium des Herrenhauſes die Ehre des 
Empfangs. 

Abends begab Sich Se. Kaiſerliche Hoheit der Kronprinz zur Vor⸗ 
ſtellung in das Schauſpielhaus. (Reichsanz.) 

O Berlin, 20. Jan. [Die Bürgermeiſter⸗Conferenz. — 
Handelsvertrag mit Italien. — Die Spiritusfabrikation 
in Italien.] Heute wird die letzte Conferenz der zur Berathung 
über den Entwurf einer Städteordnung berufenen Bürgermeiſter ſtatt⸗ 
finden. Das Reſultat iſt ein durchaus günſtiges, und nur von den 
Erwägungen über die Ausdehnung des Materials, welches dem Land⸗ 
tag vorgelegt werden ſoll, wird es abhängen, ob der Entwurf in der 
von der Conferenz beſchloſſenen Redaction noch in dieſer Seſſion zur 
Vorlage gelangen fol. — Zwiſchen Deutſchland und Italien beſteht 
ein im Jahre 1865 abgeſchloſſener Handelsvertrag, in welchem feſt⸗ 
geſetzt iſt, daß der von Deutſchland nach Italien importirte Spiritus 
pro Hectoliter 30 Lire Steuer zahlen ſoll, wogegen der in Italien 
ſelbſt fabrizirte Spiritus pro Hectoliter mit 20 Lire beſteuert ſein ſoll. 
Hierbei iſt zugleich feſtgeſetzt, daß unter keiner Bedingung der Zoll 
von eingehendem deutſchen Spiritus in Italien mehr als 10 Lire 
über die eigene italieniſche Steuer hinausgehen darf. Die dieſſeitigen 
Spiritusfabrikanten bemerkten aber bald, daß die in Italien erhobene 
Spiritusſteuer in Wirklichkeit nicht ſo hoch war, als angegeben war. 
Da die dortigen Spiritusfabrikanten ein größeres Quantum Spiritus 
producirten, als ſie verſteuerten. Die tialieniſche Regierung verließ deshalb 
den bisherigen Modus der Beſteuerung des inländiſchen Spiritus und führte 


mit Zuſtimmung der Deputirtenkammer das Syſtem der Maiſchraum⸗ 


ſteuer ein, welches ſich aber weſentlich von dem in Deutſchland gelten⸗ 
den unterſcheidet und den Spiritusfabrikanten wieder die Möglichkeit 
bietet, mehr zu produciren, als zu verſteuern. Die deutſchen Fabrikanten 
verharrten deshalb bei ihrer Beſchwerde und das Reichskanzleramt be⸗ 
auftragte den Profeſſor Dr. Märker in Halle, nach Italien zu gehen 
und dort an Ort und Stelle die Verhältniſſe der Spiritus⸗Fabrikation 
und der Spiritus⸗Beſteuerung einem eingehenden Studium zu unter⸗ 
werfen. Derſelbe hat ſeine Aufgabe ausgeführt und einen Bericht 
über ſeine Erfahrungen erſtattet. Nach demſelben liefert die italieniſche 
Spiritus⸗Induſtrie jedenfalls bei Weitem höhere Durchſchnittsausbeuten, 
wie als Grundlage des neuen Steuergeſetzes angenommen iſt, und iſt 
nach der von dem Dr. Märker gewonnenen Ueberzeugung derart ent⸗ 
wickelungsfähig, daß dieſelbe unter dortigen Verhältniſſen mit einem 
mäßigen Steuerſchutz der deutſchen Induſtrie erfolgreich Concurrenz 
machen kann. 

[Offieielles Dementi.] Die heutige „Prov.⸗Corr.“ ſchreibt: 
„Eine falſche Nachricht, welche zunächſt einem engliſchen Blatte von 
carliſtiſcher Seite zugegangen war, meldete, daß die Beſatzung des 
deutſchen Kanonenbootes „Nautilus“ hundert Mann bei Zarauz ans 
Land geſetzt und den Platz nach kurzem Widerſtand von Seiten der 
Carliſten beſetzt habe. Die von vornherein aus inneren und äußeren 
Gründen unglaubwürdige Nachricht hat ſich inzwiſchen als eine ver⸗ 
muthlich böswillige Erfindung herausgeſtellt. Die deutſche Regierung 
darf nach den vorläufigen Verhandlungen mit der neuen königlichen 
Regierung Spaniens zuverſichtlich annehmen, daß ihr für die carli⸗ 
ſtiſche Gewaltthat gegen den „Guſtav“ volle Genugthuung zu Theil 
werden wird.“ 

[Marine.] S. M. S. „Ariadne“ iſt am 17. Januar c. Nach⸗ 
mittags in Hongkong angekommen und hat Befehl erhalten, daſelbſt 
weitere Ordres abzuwarten, um event. nach Bangkok zu gehen. — 
S. M. S. „Eliſabeth“ hat am 18. deſſ. Mts. Vormittags Hongkong 
auf der Reiſe nach der Heimath verlaſſen. An Bord Alles wohl. 

Gumbinnen, 20. Januar. [Die Rinderpeſt.] Von Seiten 
der Einwohnerſchaft des Kreiſes Lyck iſt eine Petition an den Ober⸗ 
präſidenten in Königsberg gerichtet, in welcher derſelbe erſucht wird, 
behufs Abſperrung des Kreiſes gegen die Rinderpeſt ein Militärcom⸗ 
mando zu gewähren. — Der hieſige Oberregierungsrath Braun hat 
ſich geſtern in Begleitung des Regierungs⸗Medieinalraths und des De⸗ 
partements⸗Thlerarztes in den Kreis Lyck begeben. Für letzteren ſowie 
für die Kreiſe Oletzko, Loͤtzen und Johannisburg find bereits die er⸗ 
forderlichen Maßregeln von der Regierung verfügt. Der Miniſter der 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten hat den Departements⸗Thierarzt 
Pauli aus Berlin mit Inſtructionen nach dem Kreiſe Lyck abgeſandt. 

Amtlicher Mittheilung zufolge iſt in Janow, Kreis Lodz, Gouverne⸗ 
ment Petrokow, die Rinderpeſt ausgebrochen. 
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[Ofenheim] Sie erinnern ſich noch, daß am Freltag im Landes⸗ 
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Geldprotzen erklärt hatte: mit den Strohmännern, den Prooiſionen, 
den Verrechnungen ſictiver Koſten, den lmaglnalren Revifionen N. ſ. w⸗ 
machen wir in der Haute⸗finance es Alle fo, wie der Angeklagek. 
In der geſtrigen Seneralverfammlung der Nalionalbank nun theilte 

der Gouverneur v. Pipitz mit, die Direction habe Herrn Stern über 
dieſe ſeine Zeugenauslaſſung interpellirt und von ihm die förmliche 

Erläuterung feiner Worte erhalten, daß dieſelben eben nur auf Ge⸗ 
ſellſchaften, wie die Lemberg⸗Czernowitzer Bahn, keineswegs aber auf 
die Nationalbank anwendbar ſeien, was, wie der Gouverneur hinzu⸗ 
fügte, „ganz und gar unzuläſſig wäre“. Die Reprimande in einer 

ſolchen Verſammlung war derb genug und die Generalverſammlung 
beſtätigte ſie inſofern, als ſie — da Stern ſich unter den ſechs aus⸗ 

ſcheidenden Directoren befand, in welchem Falle die Wiederwahl etwas 

Selbſtverſtändliches iſt — ihn nur mit 87, ſeine fünf Collegen aber 

mit 107 Stimmen wiederwählte. In der Abendſitzung des Proceſſes 

Ofenheim proclamirte deſſen Vertheidiger kurzweg, nicht in Worten, 

wohl aber in Thaten, die Loſung, Skandal zu machen. Zwei Schrei⸗ 
ben der Böhmiſchen Nordbahn und der Turnau⸗Kraluper Bahn leug⸗ 

neten rundweg die Behauptungen Ofenheim's bei feinen Verhören, 

daß hier die Gründer und Conceſſionäre ebenfalls bei der Financirung 

ihr Schäfchen in recht ausgiebiger Weiſe geſchoren hätten, womit ins⸗ 

beſondere Miniſter Banhans von den Beſchuldigungen entlaſtet werden 

ſollte, die von der Anklagebank gegen ihn erhoben worden. Ofenheim 

und ſein Vertheidiger Dr. Neuda verlangte darauf ſtürmiſch die Vor⸗ 

ladung des Handelsminiſters. Neuda verſprach demſelben zu beweiſen: 

1) daß er ſich im Wege der Betheiligung mit Actien zu niederem 

Courſe mindeſtens 400 Fl. bei Gründung der Boͤhmiſchen Nordbahn 

gemacht („die Höhe der Summe thut hier nichts zur Sache und ich 

behaupte nur, was ich ſtricte mit Zeugniſſen belegen kann“, meinte 

Neuda); und 2) daß unter ſeinem Protectorate der Chef der Corre⸗ 

ſpondenz in der Creditanſtalt, Herr v. Glaſer, ſich bei Financkrung 

jener Bahn 20,000 Fl. für fih und 5000 Fl. für einen Unbekannten 

gemacht habe. Zum Schluſſe ſchleuderte Ofenheim den Vorwurf der Unwahr⸗ 

heit auf die 53 Unterzeichner jener beiden Briefe zurück: ein Angeklagter 

ſei noch kein Verurtheilter und bis jetzt ſei er gerade ſo glaubwürdig wie 

jene Herren alle zuſammen! Indeſſen Ofenheims Fahrzeug war doch 

eigentlich in der Vormittagſitzung ſchon durch den geweſenen Buch⸗ 

halter der Lemberg⸗Czernowitzer Bahn Liskowetz in Grund gebohrt 

worden. Vereidet konnte der Herr, der Anfangs mit Ofenheim ein⸗ 

geſperrt geweſen war, nicht werden. Allein wenn er auf alle ſeine 

Ausſagen in der Vorunterſuchung als Zeuge nach Thunlichkeit reſtrin⸗ 

giren wollte, nutzte das gar nichts, da der Brief von Ofenheim's 

Schwager an deſſen Frau vorlag: „man müſſe dem Liskowetz um 

jeden Preis das Maul ſtopfen; der Menſch ſei in ſeiner Verzweiflung 

zu allem fähig.“ In der Vorunterſuchung hatte der Zeuge, damals 

Mitangeklagter, klar und deutlich ausgeſagt: er habe unter Ofenheim's 

Dictat beliebige Ziffern verbucht. Jetzt will er das nicht wahr haben. 

Allein er kann nichts thun als ſchweigen, wenn die Richter ihm vor⸗ 

halten, daß 1900, ſage Eintauſendneunhundert Gulden für Papier 

und Bleifedern ja doch eine Tollheit ſeien; daß die Reiſeſpeſen nach 

Prag, Graz und Ofen für Agenten eingetragen, die nachweislich und 

geſtändlich dort niemals gemacht worden ſeien u. ſ. w. „Sie ſtellten 

ago lauter fictive Ziffern ein?“ fragt Richter Gernerth. Zeuge 
Iſchweigt. Präſident: „Und die 1900 fl. für Reifen, die nie ge⸗ 
macht ſind?“ — Zeuge: „Ich habe geglaubt, das Geld ſei wirklich 
ausgegeben worden.“ Gernerth: „Eine merkwürdige Rechtferti⸗ 
gung!“ — Präſident: „Sie müſſen alſo zugeben, daß die Anſätze 
der Wahrheit durchaus nicht entſprechen?“ — Zeuge: „Durchaus 
nicht, das iſt wohl zu viel geſagt.“ Zum Schluſſe conſtatirt Baron 

Wittmann, daß alſo „Alles auf's Geradewohl geſchehen“ ſei. Ganz 

amüſant lieſt es ſich, wie der Zeuge dem Dr. Giskra in's Miniſterium 

ſelbſt für ſeine Conceſſion erſt 60,000 fl., dann nochmals 30,000 fl. 

in Papieren getragen; und wie er dem Baron Petrino 10,000 fl. 

in das Hotel „zum Römiſchen Kaiſer“ gebracht. Da zahlt ſich's doch 

wenigſtens aus, Staatsmann zu ſein! 

Wien, 20. Jan. [Abgeordneten haus.] In der heutigen 
Sitzung wurde eine Zuſchrift mehrerer czechiſcher Abgeordneter Böh- 
mens verleſen, in welcher dieſelben erklären, ſie könnten der Aufforde⸗ 
rung, im Reichsrathe zu erſcheinen, nicht nachkommen. Sie motiviren 
dieſe Ablehnung mit dem Hinweis auf die hiſtoriſchen Rechte Böhmens. 
Eine Zuſchrift der Jungezechen Sladkowsky, Gregr und Trojan macht 
das Erſcheinen derſelben im Reichsrathe von der Entſcheidung der 
Majorität der Mitglieder des Landtages abhängig. Das Haus erklärt 
das Ausbleiben der czechiſchen Abgeordneten für ungerechtfertigt und 
lehnt den Antrag betreffend die Ueberweiſung der erſtgenannten Zu⸗ 
ſchrift an einen Ausſchuß ab. — Im weiteren Verlaufe der Sitzung 
erklärten die Abgeordneten Graf Hohenwart und Genoſſen, ſie würden 
ſich an der Debatte über die Abänderung des Anhanges zur Wahl⸗ 
ordnung für den Reichsrath in Bezug auf einige Bezirke der böͤhmi⸗ 
ſchen Landgemeinden nicht betheiligen. Der diesbezügliche Geſetzent⸗ 
wurf wird hierauf in dritter Leſung angenommen. Ebenſo wird nach 
lebhafter Debatte trotz des Einſpruches des Juſtizminiſters der Antrag 
der Minorität des Ausſchuſſes, welcher die Aufhebung des Legaliſirungs⸗ 
zwanges fordert, in namentlicher Abſtimmung mit 115 gegen 41 
Stimmen angenommen. 

Wien, 20. Jan. [Prozeß Offenheim.] In Gemäßheit der 
Anträge der Vertheidigung beſchloß der Gerichtshof in der heutigen 
Sitzung das Collaudirungsprotokoll durch Sachverſtändige prüfen 
zu laſſen und ferner den ehemaligen Miniſterpraſidenten Potoki, den 
Statthalter Pino und den Handelsminiſter Banhans als Zeugen vor⸗ 
zuladen. Die von der Vertheidigung beantragte Vernehmung des 
ehemaligen Miniſters Plener und des Statthalters Goluchowski wurde 
abgelehnt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 8 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 20. Jan., Abends. Die National⸗Verſammlung bes 

endete die Berathung des Cadresgeſetzes und beſchloß die zweite Le⸗ 
ſung. Der Antrag eines Mitgliedes der Rechten, die Discuſſion der 
conſtitutionellen Geſetze Freitag zu beginnen, wurde abgelehnt, und 
die Discuſſion derſelben auf die Tagesordnung der morgenden Sitzung 
eſtgeſetzt. 
N geſſe 20. Jan. Der König iſt hier eingetroffen und warm 
empfangen worden; er ritt ſofort zur Kirche Notre-Dame, und] nahm 
dann im Palaſte des Erzbiſchoͤs Wohnung, wo Abends Galavor⸗ 
ſtellung war. 

Brüſſel, 20. Jan. Die Repräſentantenkammer nahm den An⸗ 
trag Couvreur⸗Thoniſſen auf Bildung eines internationalen Schieds⸗ 
gerichts an. Berge interpellirt den Miniſter, warum die Regierung 
die Vertretung bei der Curie aufrechterhalte, welche Beziehungen die 
belgiſche Regierung zu Alfons habe, und warum die Beziehungen zu 
Mexico nicht wieder aufgenommen worden ſeien. Der Mini ſter erwidert 
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verkennen iſt, daß die allgemeine Betheiligung am Geſchäft eine regere war. do. Hyp.Crd.Pfndbr.|5 | 67,50 8 de. Prod. U. Hdls.B.| 3 ZI 8676 b los. Preiſe nominell. h | 

Von Defterr. Werthen waren nur 1860er unbedingt feſt und anziehend, Pfdb.d.Oest bd. Gr. Ge. | 85,10 B Braunsehw. I ank. 9 — 4 10790 b+B Amſterdam, 20. Januar, hans [Getreidemarkt.] (Schluß bericht) 

a Papierrente war eher matt, während Silberrente unbeachtet blieb, Italiener e ee e 4, u ee 35 ee Weizen loco geſchaftslos, pr. März 263, pr. Mai 266, pr. November 276. 
zeigten ſich ſchwach; Türken hatten unter ihrem geſtrigen Schlußcours ein⸗ Südd. Bod. Ored. Pfad. 5 102,50 8 Bresi.Makierbank| 9 — 4 2660 Roggen loco unverändert, pr. März 187, pr. Mai 183%. Raps pr. Früh⸗ 
eſetzt, zugen im Verlauf der Börſe jedoch etwas an. Amerikaner fehr] Wiener Süberpfandbr.ist,] 68,50 br ert eee 0 — 1 9550 1 jabr NE Re Rüböl loco 32%, pr. Frühjahr 32%, pr. Herbſt 
till. Ruſſiſche Werthe bei ſehr ruhigem Geſchäft im Allgemeinen er zes. Wechslerb. 7 15,50 bz Wetter: r 5 ; { 
feſt, nur Pfund Sterl.⸗ Anleihen eher nachlaſſend. Preußiſche Fonds Ausländische Fonds. Vb Antwerpen, 20. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. (Getreide 
und andere deutſche Staatspapiere in ſchwachem Verkehr, Eiſenbahnprioritä⸗ Oest, Siderrente . 4 ½ 69 bad Coburg. Cred.-Bk.| 4 — 4 | 768 markt.] (Schlußbericht.) Geſchäftslos. 

ten feſt. Breslau⸗Freiburger 98,25, Berlin⸗Potsdam 93,25, Köln: Din: | 40. Papierrente Anl. 4 10 28 bes | DännigorPriv-Bk. TE Antwerpen, 20. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum 
dener 99,10, Oeſt. Staatsbahn II. 97,60. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte 40. Lott-Anı. v. 60% 1 aß Darmst. Zetteldk] 7% 4 1010 % Markt.] (Schlußbericht) Raffinirtes, Lupe weiß, ſoco 15% bez. und Br, 

hatte eine feſtere Haltung Platz gegriffen, die rhein.⸗weſtfäl. Deviſen eröffneten do. Gredit-Loose al 3 45 Dentsche Bank .; 5 2 2 8 85 90 0 pr. Januar 25 Behr 25% an vr. Februar u. per März 2544 bez., 26 Br., 

mit beſſerer Tendenz, ließen jedch ſpäter wieder etwas nach, namentlich ſind e e 125 15 Rd eb — 1 4078 940 per 88 a bez., Br. f uhig. Schlußberi ite 
Rhein. in dieſer Hinſicht zu nennen, dieſelben ſchloſſen recht matt. Auch waren] 40. do. 1866/5 172 50 bz Disc Com- A. . 414 — la 169750 bz remen, 20. Januar. Petroleum. (Schlußbericht.) Standard whi 
« Gtett., Halberit. und ganz beſonders Leipziger (Stamm) matt und in den Cour⸗ Na Bod..Cred.Präb. „6 sol = Gehossensch;-Bk. f = 8 115 loco 11 Mk. 10 Pf. bez. Steigend. 

ſen weichend dagegen konnten ſich Anhalter, Potsdamer, Hamburger, Ober- Lon. Pranadr. II. Em. | — — GebeSchuster u. 0 — i |6 bz r Breslau, 21. Jan., 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen 

ſchleſiſche und Freiburger etwas erholen. Leichte Bahnen fanden wenig Berl Fon. Liquid-Ptandbr ! | 69,40 ba | Goth.Grundered.B| 8 | . j107 etbzB Markte war im Allgemeinen matter, bei ausrei rei N 

achtung, Berliner Nordbahn ſehr gedrückt. Bankactien blieben meiſt außer» | Amerik. 0 fal. p. 883% | 97,30 G itamb. Vene ie — f 18180 be Theil niedriger. 8 u eichenden Zufuhren, Preiſe zum 

halb des Verkehrs. Preuß. Boveneredit preuß. Hypothekenbank, Spielhagen, da. se Amelie, 8800 ben J a0. Die- | — f 27 be Weizen nur billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 1719 

Unionbank, Bauten und Magdeburger Bankverein belebt und zum Theil aud | rausöeische Rente. 3 101 @ Hessische Bank 8 — 4 5% „ ibis 20 Mark, gelber 15,50—17,60—18,60 Mark, feinite i 

0 , g 1 880 5 vg J ; „ „ feinſte Sorte über Notiz 
anziehend. Induſtriepapiere ſehr till. Deutſche Eiſenbahnbau belebt, aber Ten. on6 "Boh Anteleiß Int AT Be x W e bezahlt. 

niedriger, Brodfabrik beliebt, Balt. Lloyd begehrt, Münnich beſſer und rege. daa Grazer 100 fiel 83,50 b I Leip, Cred.-Aust. 34 | — 4 175 K Roggen in matter Haltung, per 100 Kilogr. 15,75 bis 16,25—17 Mark, 

Bergwerkspapiere wenig 1 . und 3 befier. Rumänische Anleihe .|8 105,90 15 Luxemburg. Bank Si — la 182 dis feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Co in 5 18850 1 Alien 30% Lanna 425 75 9 dne 570 8t. Eisenbe AnlI5 13.10 bre Me 40. 5% — f [ma Gerſte, vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 15—16 Mark, weiße 16,25 bis 
5 mmandt e = B k⸗ Y 5.3.) Schwedische 10 Thlr.-Loeie — — Moldauer Lds.-Bk.| 5 — 4 |506 17 Mark. / 2 2 1 2 
r rn 05 7 0% 38 B Nordd. de l T t 0 556 . 9 155 mehr offerirt, per 100 Kilogr. 15,75—16,75—17,75 Mark, feinfter 
„20. . I[·roductenbericht.] Roggen verkehrte in] Türken-Loose 98,16 ba 3 1 Fr a ba ee über Notiz. 

ee ne 1 die de Berberejdene und ee 8 Gral vAectan 5% — 1 413-12,50 ba Mais niedriger, per 100 Kilogr. 14 — 14,50 Mark. 

Courſe konnten ſich gut bebaupten. — Rogenmehl ſtill. — Weizen war zien Elsenbahn-Prioritäts-Aotien. Ostdeutsche Bank| 4 — 1 1.76. B Erbſen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 18—19—21 Mark. 

lich feſt und zog etwas im Werthe an. — Hafer loco ſchwache Kaufluft, | Borg-Märk, Serie IL.. . 4600. B ner] . eek Bohnen ziemlich preishaltend, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Matt. 

Termine wenig verändert und ſehr ruhig. — Rüböl ſetzte ziemlich feſt ein, o. 4% 1.4 905 ba Preuss. Bank-Act. 20 — 4142.28 bz Lupinen etwas matter, pr. 100 Kilogr. gelbe 14—15,25 Mark, blaue 

ermattete jedoch im Verlaufe etwas. — Spiritus war anfangs matt, ſchließt 40. Hess. Nördbabn'6 109 paß Pr.-Bod.-Cr.-Act.B.] 0 — 1 103,0 b 13,50 —15 Mark. i 3 

indeß wieder in feſter Haltung. Berlin-Görlita 15, |103,50 8 Saen c 1 d e Wicken mehr Kaufluſt per 100 Kilogr. 15 —16—17,50 Mark., 

Weizen loco 165— 207 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefor⸗ do. 117% 3,4% 980 B Sächs. Ored. Bank] 0 — 4 4 b Deljaaten in ruhiger Haltung. 

vert Pi Januar⸗Februar — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 181% —185 Hehrmt. ee Rp Schl. Bank.. Ver. 6 — 1 6 0 Schlaglein in feſter Haltung. i 

bez., pr. Mai⸗Juni 185/186 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 187 —188 40. ao. 1.latz]| 8850 @ . er 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 

Nchmk. bez., per November⸗December — Amt. Dep. = Geküuvigt 155 Ein, Er 43 1 Thüringer Bank .|® 28 6 0 5 — — — = ae = je 

j BER Nee 1000 Ki 7 153— 5 Er > N eimar. Bank. — 2, interraps 2 25 

e orale de 153157 Nehm. um ordin. ruſ⸗ de. 8 4 9250 c Wiener Unionsb.| 0 enen Winterrübſen ET 24 75 8 75 22 75 

ſiſcher — Amt. bez., inländiſcher 162—168 Rchmk. ab Bahn bez. gerrager] Halle-Sorau.Quben . - 46 — 2 N dn Liquidation) Sommerrübſen - 5 U m 5 3 175 

inländiſcher — Rchmk. bez., pr. Januar 154 Rchmk. nom, pr. Januar⸗Fe⸗] Märkisch Posener . J 102 dzG Berliner Bank. 0 | — tr.] 72,50 bz@ Leindotter ....: 85 4 1 

bruar 153 Rchmk. nom. pr. Frühjahr 148— 148% Rchmk. bez., pr. Mai⸗ N.. Staatsb. I. Ser. 4 | 97,50 B Berl. Lomb.-Bank| 0 2 22 Rapskuchen ziemlich preishaltend, 11 50 Kilogr. 8—8,20 Mark. 

Juni 146 Amt. bez., pr. Juni Juli 145½ Rchmk. bez., pr. November⸗Decem⸗ 40 do. I Ser.ia | 96,25 B D — te.] 52,75 ba Leinkuchen gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 10,80—11 Mark. 
ber — Rchmk. bez. — Getündigt — Linse. Kündigungspreis — Rchmk. a 29 1 re Br. Pr.-Wechsl.-B.| 0 0 ir] 69 bz Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother hoch gehalten, pr. 50 Kilogr. 46—50 

— Gerſte loco 150—192 Rchmk. nach Qualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Oberschien. A. 222..)4- | 92,50 6 . 8 ‚Genon. 0 — 13 7 8 10 1 5 1 weißer preishaltend, pr. 50 Kilogr. 56 —60—71 Mark, 

ilogr. loco 160 190 Rchmk. nach Qualität geforvert, oſtpreußiſcher 164— 0. ee 1755 — Pr. B aer 0 ochfeiner über Notiz. . 
5 2780 Nom bez., e — Rehmk. A ge 160.478 Rchmk. e 1 276 8 re, Seni tell 8 — li 5550 0 Thymothee gute Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 28 — 31,50 —35 Mark. 
bez, ſchleſiſcher — Achmk. bez., ungariſcher und galiziſcher — Rchmk. bez., do. E.. . 3½ 8480 6 Prov.-Wechsl.-Bk.| 0 — e. 90,25 8 Mehl ſchwach preishaltend pr. 100 Kilogr. Weizen fein 27,25—27,75 Mark, 
pommerſcher 180—187 Nchmk. ab Babn bez, medienburger 180—187 Amt.| % 4% 101 Ver.-Bk. Quistorp| 0 — 1510026 Noggen fein 26,50—27,50 Mark, Hausbaden 25—25,50 Mark, Roggen 
„ab Bahn bey, pe. Januar 7 Boat, 92 * Fart a. — 4 4% W. 4% 1006 va industrie-Paplere. Futtermehl 13—13,50 Mark, Weizenkleie 9, 25— 9,75 Mark. 
bez., per Frühjahr 1724 —172—172%4 mk. bez., pr Mai⸗Juni 4 GG 6 103,25 bz Baugess. Plessner, 0 0 tr. 1,10 baz 
= 8 0 

Kündigungspreis — Rchmk. — Erbſen: Kochwaare 195—234 Rchmk. bez. do. krieg. Neisse 44 98,25 G do Reichs- u. Co, E. 8 — 4 84 be Sternwarte zu Breslau. 

Futterwaare 177 —192 Rchmk. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. do. Cosel-Oderb,4”| — — Nürk.Sch Masch.G, 0 = 1 20,75 520 Auer 20. 71. chm. 2 Ul. bds. 10 U. Dom. 6 U. 

unberitenert mel. Sac 27,25 20,25 Rhmt,, Tr. O und 1 25,50, 2 Rhmt. 4e. FETT 3207700 3294,52 327% 10 


L ee 6% + 69 


do. 
e ee 4a. e. it. Kl S — 


54,50 Rchmk. — Leindl ſoco 62 Rchmk. bez. — Petroleum per 100 Kilo.] Ung. Nordostbahn. . % | 67 eibzB Sbles. Zinkh.-Act. 


928 b. Ohlauerstrasse 40. [857] 
„% „Egmont“ ene ee 


62,40 bz& do. St.-Pr.-Act, 


w 


Nchmk. bez. — Roggenmehl Nr. 0 und 1: pe. Januar 22,15 Hchmt, bez., do. do. IIL Em 4% — — _ 5b. IIyp. Vers-Aet.jirsy, Jıs3 2 9011 19 
a ame Februar 9215 Achmk. bez., pr. 1 22 Rchmk. bez., Ost . Aachen, 3% EDS Schl. W 18 Ih a 70 6 Fi N 71 en 76 . 61 Bei 
r. ärz⸗ ril 21,90 Achmk. bez., pr. April⸗ tai 21,85 90 Rchmk. bez., pr. Rechte-Oder- Ufer-B. 5 103,10 bz “ Donnersmarkhütte] 6 — 43.26 bz id FANQUNG- ee SW ＋ SW 2 SW. 3 

ai⸗Juni 21,70 Nehmt. bez., per Juni⸗Juli 21,70 Rchmk. bez. Gekündigt] eldesw. Eisenbahn 4 100 25 B Borte Union 8 2 Se D 2 3. 5 
1000 Ctnr. Künvigungspreis 22,10 Nchmk. — 2410 70 Raps — Rchmk., R 5 * RN Könige- me — 10 be Wetter.. . bedeckt. bewölkt. wolkig. 
Rübſen ee Rchmk. nach Qualität. — Rüböl per 100 Kilo netto loco 54 Chemnitz- rannte ..5 | 6 0 8 eee Br Ir zZ 10 p — | 
"Nm. bez., mit Faß — Nchmk. ber, pr. Januar 54,5 Nchmk. bez, pr. Ja- 40. Ul. Emlesion. 0 080 b Aer 0 >| Z e Herr Director Ravené Austern 
nuar⸗Februar — Achmt. bez., per April⸗Mai 55,7 —6 Rchmk. bez., pr. Mai | erag-Dux ........ Lr. | 35,10 ba Moritzhütte 5 — 18 wird erſucht, bei Gelegenheit der 
ni 56,3 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Kchmk. bez., pr. September⸗October] Lal Carl-Ludw.-Bahn.5 0 8. OSchl, eee 0 — 2 Vorſtel „, tmäpigten Preis Ia engl. Natives, empfiehlt 
50,1—59,2—59,1 Nm. bez. — Getundigt 300 Ctur. Kündigungspreis] gaschan.Oderherg 8 | 18,10 1:6 Sent. Kohlenwork. = asg * Vorſtellungen zu ermäßigten Preiſen zuuhert Myllus Weinhandlung, 


incl. Faß loco 24,2 Rchmk dez., pr. Januar 24 Rchmk. Br., pr. Januar⸗Fe⸗] Uns. Ostbahn . .. .. 


S 


, ,. 0 210 d, Meteorologiſche Beobachtungen 2 der königl. Univerſitäts 


2 
276 16 —— 6 7 
bruar 23 Rchml. dez, pr. Februar⸗März 23 Nchmk. Br., pi. März April — des Cen, s | Yorwarismüte , 97 1 nicht zu vergeſſen. Steppdecken, Steppröcke 
Nehmt. bez., pr. April⸗Mai — Rchml. bez., pr. September⸗Oetober 24 Rchmk.] do. de. III | 7290 B A werden ſauber u. 1995 efertigt bei 
bez. — Gekündigt — Barrels. Kündigungspreis — Achmk. re 3 Bältischer! Lloyd J 0 — 20 0 Viele Freunde klaſſiſcher Witwe Blankenfeld, Altbüſſerſtraße 
mn 573900 Si bes 19 Faß“ a Ace ba. gm ‚der 0. neue. | 3875 d pen E. Wagenb, 2% f 808 0 Stücke. Nr. 19, Vorderhaus 3 Treppen. 
pr. Januar 54,7 — 55 mk. bez., pr. Januar⸗Februar 54,/— 55 Achmk. bez.] Kronpr. Rudolph-Bahns | 53,10 bz. do, ver. Oelfabr,| 8 — 591 
Februar⸗März — RKchmk. dez., pr. April⸗Mai 56,7—56,9 Rchmk. bez., Oesterr-Französische . (320,25 bz Erdm- Spinnerei - 7 — 51 bzG 77 2 
e ß nie ect] dg | = 8 | 88 Für die Damenwelt. 
. Septen Oeder . Rahm a 10,000 ]. 4 e e ben” [onen mat e ee Heute Abend ftellen wir einige böchſt elegante ſeidene Kleider 
Liter. Ründiaungspreis 54,9 chm. edge. ee eee? . fund Ball- Toiletten aus, welche für den morgigen 
Wien, vd. Januar, [Die Ginnabmen der tranz-öfterr. Staats, T en Ten mans l Subſeriptions⸗Vall in Berlin 
bahn] betrugen am 15. und 16. Januar 167,578 Fl. Seasbard e 6 pCt Schl, Wollw.-Fabr,) 0 * 9 8 n beſtimmt find. [1561] 
Breslau, 21. Jan. [Waſſerſtand.] DB. 5 M. 58 Em. U. P. IM N. IS Cm. 18 Im. ‚ard-Zinzfuss 6 pCt, ilhelmshütte MA — * 0 N 
5 Eisitann. Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. i Sitiner A Lichtheim, 
Auswärtige rege Waſſer⸗Napporte. Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) Schweidnitzerſtraße ERS: 
Natibor, 20. Januar, 10 Uhr Vorm. Waller tand am Pegel 12 Fuß Frankfurt a. M., 20. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß ⸗ . 
* Zoll (3,76 Meter). Schwacher Eisgang. 44 Uhr Nachm. 13 Fuß 6 Jol eourfe.) Londoner Wechſel 204, 60. 1 do. 81, 40. Wiener do. 182, 80. Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
(4,24 Meter). Schwacher 6 sgang. Böhmiſche Weſtb. 17242. Eliſabethb n 170%. Galizier 217. Franzoſen“ Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


